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Peter Lösche

Watergate — Einige Überlegungen zur Krise 
des amerikanischen Regierungssystems

Wenn man der amerikanischen und europä-
ischen Presse glaubt, so befinden sich die 
Vereinigten Staaten gegenwärtig in ihrer 
größten Selbstvertrauenskrise seit dem Bür-
gerkrieg. Innenpolitisch, außenpolitisch und 
ökonomisch haben sich die Ereignisse des 
letzten Jahres krisenhaft zugespitzt: In der 
Watergate-Affäre wurde zum ersten Mal in 
der amerikanischen Geschichte ein Präsident 
zum Rücktritt gezwungen, sein Amtsnachfol-
ger scheint bislang seiner Aufgabe kaum ge-
wachsen. Die von den Amerikanern gestütz-
ten südostasiatischen Regime brechen endgül-
tig und in aller Weltöffentlichkeit zusammen, 
so daß die Bündnisfähigkeit und -treue der 
USA in anderen Regionen der Erde zuneh-
mend in Zweifel gezogen werden. Eine Ar-
beitslosenquote von neun Prozent bei gleich-
zeitiger Inflationsrate von zehn Prozent wei-
sen auf die Unmöglichkeit hin, die amerikani-
sche Wirtschaftskrise mit traditionellen Mit-
teln zu überwinden.
Im folgenden wird die Krise des amerikani-
schen Regierungssystems, wie sie sich in der 
Watergate-Affäre abzeichnete, analysiert. 
Vielen deutschen Beobachtern erschien Wa-
tergate als unentwirrbar, als eigenartige Mi-
schung von Kriminalkomödie und Verfas-
sungskrise. Watergate ist aber auch — und 
hier scheiden sich die Geister der Interpreten 
— zum Markenzeichen der Regierung Nixon, 
zum Symbol für Zerfall oder Renaissance des 
amerikanischen Regierungssystems, zum Si-
gnal für den angeblich bevorstehenden Zu-
sammenbruch des amerikanischen Kapitalis-
mus stilisiert worden. So viel steht fest: Wä-
ren die Verbrechen, Vergehen und kriminel-
len Verstöße, die als Watergate-Affäre zu-
sammengefaßt werden, nicht aufgedeckt wor- 
den, dann wäre Richard M. Nixon noch heute 
Präsident der Vereinigten Staaten.

I.
Als der Präsident am 8. August 1974 vor die 
Fernsehkameras der Nation trat, um seinen 
ücktritt bekanntzugeben, entbehrte dies 

richt der Ironie: In allen seinen Wahlkämp- 
enseit hatte Nixon „Law and Order' 

Proklamiert, der Korruption den Kampf ange- 
sagt und als Präsidentschaftskandidat die 

„Neue Moral“ gepredigt — und er wird in die 
Geschichte als ein bestechlicher Präsident ein-
gehen, der gegen Recht und Ordnung versto-
ßen hat 1). 1968 war Nixon angetreten, das An-
sehen und die Macht der Präsidentschaft zu 
mehren 2) — er wurde der Präsident, der 
sein Amt derart ins Zwielicht brachte, daß 
zum erstenmal seit den zwanziger Jahren 
der Kongreß längst verloren geglaubte Au-
torität von der Exekutive zurückgewinnen 
konnte. Nixon hatte erklärt, daß er eine 
für Informationen, Ratschläge und Kritik of-
fene und auf gegenseitiges Vertrauen grün-
dende Präsidentschaft anstrebe — doch 
schon bald nach seinem Amtsantritt ver-
barg er sich mißtrauisch hinter dem Eiser-
nen Vorhang, den er durch seine engsten 
Berater um sich ziehen ließ. Als junger Abge-
ordneter des Repräsentantenhauses und als 
Mitglied des House-Committee-of-Un-Ameri- 
can-Activities war Nixon in der McCarthy- 
Ara zum dogmatischen Antikommunisten und 
auf diese Weise zu einer nationalen Figur ge-
worden — 1972 und 1974 reiste er nach Pe-
king bzw. nach Moskau, in die Metropolen 
des einst zum Todfeind erklärten Weltkom-
munismus, um durch demonstrative außenpo-
litische Erfolge im Wahlkampf und auf dem 
Höhepunkt der Watergate-Enthüllungen in-
nenpolitisch verlorengegangenes Ansehen 
wiederzugewinnen. Nixon ließ Abhöranlagen 
verlegen und im Weißen Haus Tonbänder 
laufen, um vor der Nachwelt seine historische 
Größe dokumentieren zu können und um zu-
gleich belastendes Material über seine zeitge-
nössischen Gegner zu sammeln, und er ver-
hedderte sich doch selbst so darin, daß er 
schließlich über sie stolperte.
Die Watergate-Affäre hatte — um die Formu-
lierung von Präsident Ford aus seiner An-
trittsrede aufzunehmen3) — die Vereinigten 
1) Vgl. hierzu James Reston im Vorwort zu: The 
End of a Presidency. By the Staff of the New York 
Times, Toronto, New York und London 1974,
S. VII ff.
2) Vgl. hierzu und zum folgenden Richard Nixon,
Campaign Speech on the Nature of the Presidency 
vom 19. 9. 1968, in: Robert S. Hirschfield (Hrsg.), 
The Power of the Presidency. Concepts and Contro- 
versy, Chikago 1973, S. 165.
3) Vgl. President Ford’s Inaugural Statement vom
9. 8. 1974, in: The End of a Presidency, a. a. O., 
S. 75.



Staaten wie ein Alptraum belastet. War mit 
dem Rücktritt Nixons der böse Traum been-
det, erwachte Amerika zu einer besseren 
Wirklichkeit? Fast schien es so: Senator Mike 
Mansfield, Fraktionsvorsitzender der Demo-
kraten im Senat, atmete auf: „Die Sonne 
scheint wieder", und Henry Steele Comma- 
ger, hoch angesehener Professor der amerika-
nischen Geschichte, jubelte: „The Constitu-
tion Is Alive and W 4ell." ) Nach dem ver-
schlossenen, arroganten „Tricky Dicky“ war 
mit Gerald Ford — so jedenfalls wollte es die 
Öffentlichkeitsarbeit des neuen Pressespre-
chers suggerieren — der gute Kumpel aus 
dem Nachbarhaus', der frühere Pfadfinder und 
Fußballspieler, der aufrechte und ehrliche Po-
litiker aus Grand Rapids und mit ihm die fri-
sche Brise des Michigan-Sees ins Weiße Haus 
eingezogen. War Watergate also nur ein un-
glücklicher Zufall, ein Betriebsunfall der ame-
rikanischen Geschichte, erklärbar aus der 
psychischen Verfassung des Richard Nixon und 
vielleicht noch aus einer vorübergehenden mo-
ralischen Krise des Landes?
Wohl kaum: Männer mit besonderer psychi-
scher Struktur gelangen nicht irrtümlich ins 
Präsidentenamt; was als moralische Krise er-
scheint, hat gesellschaftliche und politische 
Ursachen. Zudem: Für viele Anklagepunkte, 
die bei der Einleitung des Amtsenthebungs-
verfahrens im Repräsentantenhaus gegen Ni-
xon und in Kriminalprozessen gegen Nixon- 
Berater genannt wurden, und für die meisten 
anderen Gesetzesverstöße oder am Rande der 
Legalität begangenen Handlungen ließen sich 
Präzedenzfälle anderer Präsidenten, Präsident-
schaftskandidaten und Präsidentenberater — 
Demokraten wie Republikaner — aufzählen. 
Zur Watergate-Affäre gehören5): Aktive und 
passive Bestechung; Steuerhinterziehung 
(wohl nichts hat die öffentliche Meinung in 
den USA gegen Nixon so aufgebracht wie der 
Versuch des Präsidenten, unter Umgehung 
geltender Gesetze durch Schenkung der Ak-
ten, die aus seiner Vizepräsidentenzeit 
stammten, die Zahlung der Bundes-Einkom-
mensteuer zu vermeiden); Amtsmißbrauch 
und Mißbrauch staatlicher Institutionen wie *

4) So die Überschrift eines Artikels in der New 
York Times vom 11. 8. 1974. Zum Ausspruch 
Mansfields vgl. Newsweek vom 26. 8. 1974, S. 22.
5) Vgl. zu den verschiedenen gegen Nixon und 
seine Mitarbeiter erhobenen Anklagepunkten und 
Vorwürfen: The End of a Presidency, a. a. O., S.
32 ff.; J. Anthony Lukas, The Story Continued, in: 
New York Times Magazine vom 13. 1. 1974; Leo-
nard Lurie, The Impeachment of Richard Nixon, 
New York 1973, S. 196 ff. Die vom House Judiciary 
Committee mit wechselnden Mehrheiten beschlos-
senen Articles of Impeachment sind u. a. veröffent-
licht in: The End of a Presidency, a. a. O., S. 317 ff.

der CIA für Inlandspionage (z. B. der Ein-
bruch in das Büro des Psychiaters von Daniel 
Elisberg) und des FBI für illegale Überwa-
chung und Abhören von Telefonaten sowie 
anderer Gespräche politischer Gegner; Be-
hinderung der Judikative; Vertuschen krimi-
neller Handlungen; Fälschen oder Vernichten 
von Beweismaterial; Verletzung der Wahlge-
setze durch illegales manipulierendes Ein-
greifen in den Vorwahlkampf und Wahlkampf 
politischer Gegner (Muskie, Wallace, McGo-
vern) mit dem Ziel der Wahlfälschung; An-
nahme illegaler Wahlkampfspenden und dafür 
gewährte staatliche Vergünstigungen: im Fall 
von ITT das Niederschlagen eines Dekartelli-
sierungsverfahrens unter den Anti-Trust-Ge-
setzen durch das Justizministerium und im 
Fall der Vereinigung Amerikanischer Milch-
produzenten die Erhöhung von Subventionen 
auf dem Verordnungsweg °).

Watergate ist nur Symptom für eine funda-
mentale und strukturelle Veränderung des 
amerikanischen Regierungssystems in der 
Phase des zunehmend organisierten Kapitalis-
mus, die unter der Präsidentschaft Nixons ih-
ren Höhepunkt erreichte, nicht aber ihre Ur-
sache hatte. In ihrem Mittelpunkt steht die 
veränderte Funktion des Präsidentenamtes. 
Die ursprünglich von den Verfassungsvätem 
konzipierte, wenn auch zu keinem Zeitpunkt 
der amerikanischen Geschichte idealtypisch 
realisierte Gewaltenverschränkung und Ge-
waltenkontrolle — „checks and balances" — 
innerhalb eines Regierungssystems mit prinzi-
pieller Gewaltenteilung ist auf Kosten vor al-
lem der Legislative und zugunsten eines Teils 
der Exekutive, nämlich ihres präsidentiellen 
Sektors, dadurch immer mehr aufgehoben 
worden, daß im Präsidentenamt institutionell 
der Ort vorgegeben war und entsprechend ge- 
nutzt wurde, von dem aus eine staatliche 
Konjunktur-, Struktur-, Sozial- und Außenpo-
litik sowohl in Krisensituationen als auch in 
relativer Kontinuität betrieben werden konn- 
te. Während der Supreme Court institutionell 

6) Auch Präsident Johnson und der Demokratische 
Präsidentschaftskandidat von 1968, Hubert H. 
Humphrey, hatten von der Associated Milk Pro-
ducers Incorporated (AMPI) Wahlkampfspenden 
erhalten. Vgl. Anthony Ripley, Some of Water 
gate's Debris Hits Democrats, in: New York Times 
vom 19. 5. 1974. Es ist in den Vereinigten Staaten 
durchaus üblich, daß Unternehmensverbände und 
Großkorporationen — die sogenannten fat cats — 
Wahlspenden auch und gerade dann an konkurrie-
rende Kandidaten geben, wenn diese eine reae 
Chance haben, gewählt zu werden. Allein au-
grund dieser Tatsache wäre es zu kurzschlüssg. 
von der Wahlkampffinanzierung auf Kapitalfra 
tionen und die Art und Weise ihrer Interesse 
durchsetzung folgern zu wollen. 



auf eine passive Rolle verwiesen ist, während 
im Kongreß in politischen Fragen keine Frak- 
tionsdisziplin existiert und hauptsächlich lo-
kale, einzelstaatliche und regionale Interes-
sen vertreten werden und während Teile der 
Exekutive — so einige Ministerien und die 
Independent Regulatory Commissions — dem 
Einfluß partikularer ökonomischer Interessen 
unmittelbar offenstehen und erliegen, ist das 
Präsidentenamt die einzige Institution, von 
der aus aktiv, direkt, augenblicklich und bun-
desweit eine staatsinterventionistische Funk-
tion wahrgenommen zu werden vermag. Mit 
dem Funktionswandel des Präsidentenamtes 
gingen institutioneile Veränderungen einher, 
die die politisch-institutionelle Kontrolle ei-
nes Präsidenten, der sich im Zeitalter des 
Fernsehens immer erfolgreicher plebiszitär-bo- 
napartistisch legitimierte, fast unmöglich 
machten.
In den Vereinigten Staaten wurden bis in 
die 1890er Jahre Präsidentenamt und Bundes-
regierung — nahm man sie überhaupt zur 
Kenntnis — lediglich als „subsidiäre Hilfs-
agenturen einer grundsätzlich sich selbst über-
lassenen Wirtschaftsgesellschaft" begriffen7). 
Rapides Wirtschaftswachstum, die schnelle 
Abfolge technischer Innovationen, die beson-
dere Größe der Unternehmen, die Uberkapita- 
lisierung der Großkorporationen, scheinbar 
unbegrenzte Möglichkeiten zur Börsenspeku-
lation, die offene „Frontier" im Westen, im 
Vergleich zu Europa der nahezu vollständige 
Mangel präkapitalistischer, absolutistischer 
und bürokratischer Traditionen und Institu-

8) Die sogenannte „interstate commerce clause“ 
der amerikanischen Verfassung, nämlich die For-
mulierung von Article I, Section 8, „The Congress 
shall have power ... to regulate commerce ... 
among the several States“, wurde gleichsam zur 
staatsinterventionistischen Offnungsklausel für vom 
Präsidenten formulierte und vom Kongreß legiti-
mierte bundesweite wirtschafts- und sozialpoliti-
sche Maßnahmen.
•) Independent Regulatory Commissions sind auf-
grund eines legislativen Aktes gebildete und durch 
den Präsidenten unter Zustimmung des Senats per-
sonell besetzte Bundeseinrichtungen, deren Auf-
gabe es ist, in einen bestimmten Bereich der Wirt-
schaft regulierend einzugreifen. Die Independent 
Regulatory Commissions nehmen sowohl judika-
tive, quasi-legislative (durch Setzen von Gewohn-
heitsrecht) wie exekutive Funktionen wahr und 
sind in das Gewaltenteilungsschema der amerika-
nischen Verfassung kaum einzuordnen, werden zu-
weilen als 4. Gewalt bezeichnet.
10) Vgl. Gabriel Kolko, Railroads and Regulation, 
1877—1916, New York 1965; ders., The Triumph of 
Conservatism. A Reinterpretation of American Hi- 
story, 1900—1916, New York 1963; James Wein-
stein, The Corporate Ideal in the Liberal State, 
1900—1918, Boston 1968.

’) Der folgende Abschnitt ist dem von Heinrich 
August Winkler hrsg. Sammelband: Organisierter 
Kapitalismus. Voraussetzungen und Anfänge, Göt-
tingen 1974, und hier besonders den Beiträgen von 
Jürgen Kocka (Organisierter Kapitalismus oder 
Staatsmonopolistischer Kapitalismus? Begriffliche 
Vorbemerkungen) und Jürgen Puhle (Der Über-
gang zum Organisierten Kapitalismus in den USA 
— Thesen zum Problem einer aufhaltsamen Ent-
wicklung) verpflichtet. Zitat bei Puhle in: Winkler 
(Hrsg.), a.a. O., S. 174.
Vgl. ferner die materialreiche Arbeit von Bernd- 
Peter Lange, Jürgen-Hinrich Mendner und Heinz 
Berzau: Konzentrationspolitik in den USA, Tübin-
gen 1972 sowie insbesondere für den New Deal Pe-
ter Lösche, Revolution und Kontinuität. Zur Aus-
einandersetzung um den New Deal in der amerika-
nischen Geschichtswissenschaft, in: Aus Theorie 
und Praxis der Geschichtswissenschaft. Festschrift 
für Hans Herzfeld, Berlin und New York, S. 121 
bis 153 und ders., Industriegewerkschaften im orga-
nisierten Kapitalismus. Der CIO in der Roosevelt- 
Ara, Opladen 1974, S. 36 ff. Als Einführung in die 
moderne amerikanische Wirtschaftsgeschichte ist für 
den deutschen Leser gut geeignet: Hans Jaeger, 
Geschichte der amerikanischen Wirtschaft im 20. 
pohrhundert, Wiesbaden 1973. In den genannten 
ublikationen finden sich auch umfangreiche wei- 
eruhrende Literaturangaben. 

tionen, eine dem entsprechende „political cul- 
ture“ und Ideologie vom „Land der unbe-
grenzten Möglichkeiten" — all dies waren in 
der Industrialisierungsphase Ursachen für die 
Schwäche des Staates als eines relativ selb-
ständigen, in die Gesellschaft intervenieren-
den Faktors. Im politisch-institutionellen Be-
reich waren der Kongreß und die Bundesre-
gierung die Stellen, an denen Unternehmerin-
teressen sich im Gesetzgebungsprozeß bzW. 
personell durch das spoils System in der Exe-
kutive verhältnismäßig unvermittelt durch-
setzten.
Der erste vorsichtige Versuch, chaotisches 
burcheinander auf einem Wirtschaftssektor, 
nämlich die Eisenbahngesellschaften durch 
Errichtung der Interstate Commerce Commis-
sion (auf der Grundlage des Interstate Com-
merce Act von 1887) 8) zu ordnen, kann zwar 
als Präzedenzfall für die von Unternehmern 
anerkannte Notwendigkeit einer bundesstaat-
lich institutionalisierten Kooperation über die 
Einzelstaaten hinweg gelten, erbrachte in der 
Sache aber nur eine Bestät

9

igung des Prinzips 
der „regulation by the regulated“ — ein 
Grundsatz, der bis heute für die Independent 
Regulatory Commissions ) wie für einige 
Bundesministerien gilt. Erst die in den 90er 
Jahren fast explosionsartig vollzogene Ver-
bindung von Banken- und Industriekapital 
zum Finanzkapital, die verstärkte Monopoli-
sierung, Kartell- und Trustbildung im nationa-
len, bald auch im internationalen Rahmen 
und die Schwierigkeit trotz — oder, wie 
neuere Untersuchungen zeigen, gerade we-
gen 10)  — der größeren ökonomischen Kon- 8



zentration und Zentralisation, Profite zu erzie-
len, provozierten eine neue Qualität staatsin-
terventionistischer Maßnahmen. Diese gingen 
angesichts der „offenbar werdenden Unfähig-
keit privater finanzkapitalistischer Versuche

11
 

zur Stabilisierung des Systems“ )  und der 
Unfähigkeit eines Kongresses, der durch par-
tikulare ökonomische, lokale, einzelstaatliche 
wie regionale Interessen zu fragmentiert war, 
um einen gemeinsamen Willen formulieren zu 
können, häufig vom Präsidentenamt aus. Dazu 
gehörten bundesstaatliche Intervention im Be-
reich der Infrastruktur, seit der Jahrhundert-
wende Eingriffe des Department of the Trea-
sury auf dem Geld- und Kreditmarkt sowie 
die Gründung des De

12
partment of Commerce 

and Labor )  und des Bureau of Corpora- 
tions mit dem Ziel wirtschaftspolitischer Koor-
dination und besserer Marktorganisation. Zur 
gleichen Zeit schlossen sich — die Großkor-
porationen gleichsam ergänzend — export-
orientierte mittelgroße Unternehmen in der 
National Association of Manufacturers (1902), 
die Exporteure in der U. S. Chambers of 
Commerce (1912) zusammen und in enger Be-
ratung mit der Bundesregierung entstand das 
National Foreign Trade Council (1914).

Sozialökonomische und staatliche Sphäre 
wurden jetzt — bei Aufrechterhaltung kapita-
listischer Produktionsprinzipien und ohne daß 
die ökonomische Konzentration ein Ende der 
Konkurrenz gebracht hätte — zunehmend en-
ger miteinander verschränkt. Die Institution, 
von der in der Regel staatliche Eingriffe 
ausgingen, war das Präsidentenamt. Daher er-
klärt es sich, daß Theodore Roosevelt als er-
ster starker Präsident seit Abraham Lincoln 
gilt und am Anfang einer Reihe weiterer so-
genannter starker Präsidenten — Wilson, 
Franklin D. Roosevelt, Truman und Johnson 
— steht, die in ökonomischen und außenpoli-
tischen Krisensituationen und z. T. gegen ih-
ren ursprünglich erklärten Willen zu staatsin-
terventionistischen Maßnahmen gezwungen 
worden sind. Die vom Präsidentenamt ausge-
hende Staatsintervention hatte immer mehr 
eine auf die gesamte Gesellschaft bezogene 
Stabilisierungsaufgabe. Diese Entwicklung 
verlief nicht geradlinig, vielmehr wurden un-
ter Präsident Taft und in den 20er Jahren ge-
genläufige Tendenzen wirksam. Gleichwohl 
bildete sich die neue Funktion des Präsiden-

11) Puhle, in: Winkler (Hrsg.), a. a. O., S. 179.
12) Das Department of Commerce and Labor wurde 
— besonders nach seiner Teilung in zwei selbstän-
dige Ministerien — zu einem ausgesprochenen 
Klientel-Ministerium, so daß die ursprünglich vor-
gesehene Aufgabe kaum voll wahrgenommen wer-
den konnte. 

tenamtes im Ersten und Zweiten Weltkrieg 
und in der Weltwirtschaftskrise, deren soziale 
Folgen bis zur Aufrüstung 1939/40 andauer-
ten, voll heraus. So wurden im Ersten Welt-
krieg die Institutionen der Kriegsverwal-
tungswirtschaft — wie der War Industries 
Board und der War Labor Board — auf An-
ordnung des Präsidenten gebildet und mit sei-
nem Amt direkt verbunden. Dies waren die 
Vorbilder, auf die Franklin Roosevelt — vom 
Kongreß mit größten Vollmachten ausgestat-
tet — personell, institutionell und konzeptio-
nell im New Deal zurückgriff, um die mensch-
lichen wie • sozialen Kosten der Weltwirt-
schaftskrise abzumildern. Der von Roosevelt 
erstmals explizit erhobene nationale Füh-
rungsanspruch der Bundesregierung setzte 
sich in den dreißiger Jahren durch: Die präsi- 
dentielle Exekutive übernahm die Verantwor-
tung für die Konjunktursteuerung, von ihr 
ging der Anstoß zur nationalen Sozialgesetz-
gebung aus und der Arbeitsmarkt wurde auf-
grund bundesstaatlicher Rahmenregelungen 
kollektiv organisiert, der Klassenkonflikt ka-
nalisiert und die — zumindest potentiell — 
oppositionelle Industriegewerkschaftsbewe-
gungen des CIO integriert.

Auch Präsidenten, die in ihren Wahlkämpfen 
die staatsinterventionistische und sozialstaat-
liche Funktion des Präsidentenamtes kritisiert 
und versprochen hatten, sie zurückzudrängen, 
sahen sich als Amtsinhaber gezwungen, die 
institutionell ihnen aufgezwungene, auf die 
gesamte Gesellschaft gerichtete Stabilisie-
rungsaufgabe wahrzunehmen. Eines der letz-
ten Beispiele hierfür ist unter der Präsident-
schaft Nixons zu finden: Der Präsident ver-
hängte im August 1971 unter dem Druck von 
Unternehmensverbänden, Großkorporationen 
und einer Kongreßmehrheit durch Executive 
Order einen befristeten Lohn- und Preisstopp, 
obwohl er eine derartige Maßnahme zuvor als 
gefährlichen Schritt hin zum Sozialismus ab-
gelehnt hatte. In der Wirtschafts- und Innen-
politik sind die Executive Orders, nämlich 
Verordnungen der Bundesregierung, die 
durch eine vom Kongreß in Gesetzesform ver-
abschiedete Generalvollmacht legitimiert 
sind, zu einem präsidentiellen Instrument di-
rekter und unverzüglicher Staatsintervention 
geworden 13).

13) In der Art und Weise, in der hier die Legis-
lative durch Executive Orders umgangen wird,
sind diese mit Executive Agreements in der Au-
ßenpolitik vergleichbar.

Die im Unterschied zum 19. Jahrhundert ver-
änderte Funktion des Präsidentenamtes und 
das zunehmende Versagen politisch-institu-



tioneller Kontrollen gegenüber dem Präsi-
denten ist in der Außenpolitik am offenkun-
digsten. Außenpolitik wird hier im direkten 
Zusammenhang mit der sozialökonomischen 
Entwicklung so begriffen, daß Industrieländer 
in der Phase des zunehmend organisierten 
Kapitalismus — also in den Vereinigten Staa-
ten seit den 90er Jahren — aufgrund wirt-
schaftlicher Wachstumsprobleme und sich 
verschärfender interner sozialer Konflikte als 
imperialistische Mächte auftreten. Die Wen-
dung der USA zum offenen Imperialismus 
ging vom Kongreß aus, in dem divergierende 
ökonomische und politische Interessengrup-
pen sich noch am ehesten auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner, den der militärischen In-
tervention, einigen konnten. Einem zögernden 
und vorsichtigen Präsidenten McKinley wur-
de 1898 der Krieg gegen Spanien um Kuba re-
gelrecht aufgezwungen. Doch schon wenige 
Jahre später hatte Theodore Roosevelt den 
Kongreß fast völlig aus der Außenpolitik ver-
drängt und setzte imperialistische Interventi-
onstechniken in der Karibik gleichsam direkt 
aus dem Weißen Haus ein. Zwar ist der domi-
nierende Einfluß der Präsidenten auf die Au-
ßenpolitik nach den beiden Weltkriegen und 
am Schluß der amerikanischen militärischen 
Vietnamintervention vorübergehend vom 
Kongreß beschnitten worden, doch sind präsi- 
dentielle außenpolitische Instrumente so weit 
und über die verfassungsrechtliche Funktion 
des Präsidenten als Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte hinaus institutionalisiert worden, 
daß das verfassungsmäßige Recht der Legisla-
tive, Krieg zu erklären14 ), und das Recht des 
Senats, an der Formulierung der Außenpolitik 
mitzuwirken, faktisch aufgehoben worden 
sind.

Regierungssystem (Kapitel: Der Präsident im Mit-
telpunkt) S. 2, das mir vom Verfasser freundlicher-
weise zur Verfügung gestellt wurde und das dem-
nächst erscheinen wird. Vgl. ferner Karl Heinz 
Pütz, Die Außenpolitik der USA. Eine Einführung, 
Hamburg 1974, S. 48 f.
16) Der angeblich schwache Präsident Eisenhower 
wußte das Instrument der „joint resolution" ge-
schickt anzuwenden: So hat er durch eine derartige 
Resolution des Kongresses 1955 die Möglichkeit 
zur militärischen Intervention um Formosa legiti-
mieren lassen, wie er auf der Grundlage einer joint 
resolution mit 14 000 amerikanischen Soldaten im 
Libanon dann tatsächlich intervenierte. Vgl. Schle-
singer, a. a. O., S. 159 ff.
17) Zum executive privilege vgl. die im Kontext 
der Watergate-Affäre veröffentlichten Arbeiten von 
Raoul Berger, Executive Privilege: A Constitutional 
Myth, Cambridge, Mass., 1974 und Adam Carlyle 
Breckenridge, The Executive Privilege. Presidential 
Control Over Information, Lincoln, Nebraska, 1974.
18) In der Watergate-Affäre hat der Supreme Court 
in der Frage der Herausgabe der Tonbänder gegen 
den Präsidenten entschieden, der sich in diesem 
Zusammenhang auf das executive privilege beru-
fen hatte.

In der alleinigen Verantwortung des Präsiden-
ten liegende Executive Agreements, „Verwal-
tungsabkommen“ mit auswärtigen Mächten, 
sind an die Stelle von Verträgen getreten, die 
der Zustimmung einer 2/s-Mehrheit des Senats 
bedürfen15 ). Durch gemeinsame Willenser-

) Vgl. hierzu — mit weiterführender Literatur — 
Manfred A. Dauses und Dieter O. A. Wolf, Die 
verfassungsreditlidie Problematik der „War Po-
wers“ in den Vereinigten Staaten, in: PVS 15 (1974), 
S. 213—244.

.Dem Senat werden Verträge mit nebensäch- 
ichem Inhalt — z. B. über die Rückgabe gestohle- 
nersarchäologischer Gegenstände an Mexiko — zur 
Ratifizierung vorgelegt. Zentrale Fragen der Au- 
enpolitik — etwa das Lend-Lease-Abkommen mit 
roßbritannien 1940 oder Absprachen über die 

Stationierung amerikanischer Streitkräfte im Aus- 
and werden dagegen in Form von Executive 

Agreements ohne Mitwirkung des Senats geregelt.
uo Shell, Manuskript über das amerikanische 

klärungen, joint resolutions, beider Häuser 
des Kongresses wird sowohl die Hürde der 
2/s-Mehrheit im Senat umgangen als auch 
dem Präsidenten — wie in der Ton- 
king-Golf-Resolution von 1964 — eine Global-
vollmacht für alle von ihm als notwendig er- 
achteten militärischen wie sonstigen Maßnah-
men erteilt 16 ). Schließlich vermag der Präsi-
dent bohrende Fragen von Untersuchungsaus-
schüssen des Kongresses dadurch abzuwehren 
— und hier gibt es in der Außenpolitik eine 
Tradition seit George Washington —, daß er 
Mitgliedern der Exekutive unter Anrufung 
des executive privilege ein Aussageverbot zu 
bestimmten Problemen erteilt17 ). Diese präsi- 
dentiellen außenpolitischen Instrum
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ente sind 

— mit Ausnahme des executive privilege ) 
— nicht nur vom Supreme Court für verfas-
sungskonform erklärt, sondern bis vor kurzem 
auch mit dem Weihrauch nationaler Sicher-
heit und einer Ideologie außenpolitischer Ge-
meinsamkeit abgesegnet worden. Die ameri-
kanische Verfassung billigt dem Präsidenten 
in der Außenpolitik größere Autonomie zu 
und sieht weniger institutionelle Kontrollen 
vor als in der Innen- oder gar Wirtschaftspo-
litik: Dies mag erklären, daß die Instrumente 
präsidentieller Machtausübung gegenüber 
dem Kongreß aus der Außen- in die Innenpo-
litik übertragen worden sind. Zusammenfas-
send ist zu sagen, daß das Präsidentenamt 
sich von einer subsidiären Hilfsagentur öko-
nomischer und sozialer Interessen im 
19. Jahrhundert zu einer in Gesellschaft und 
Ökonomie intervenierenden und diese stabili-
sierenden Institution im 20. Jahrhundert ge-
wandelt hat.



II.
Dieser Funktionswandel ging mit einer Reor-
ganisation im politisch-institutionellen Be-
reich einher, ohne die die Watergate-Affäre 
nicht zu begreifen ist. Zwei eng miteinander 
verbundene Entwicklungstendenzen können 
dabei unterschieden werden: 1. Zentralisation 
wirtschaftspolitischer, außenpolitischer und 
schließlich innenpolitischer Entscheidungen 
im Präsidentenamt und deren institutionelle 
Absicherung. 2. Teilung der Exekutive in 
zwei Bereiche, nämlich die ministerielle Exe-
kutive (permanent government) und das Prä-
sidentenamt (presidential government) 19 ).

19) Die Unterscheidung zwischen ministerieller und 
präsidentieller Exekutive wird im Anschluß an 
Schlesinger, Imperial Presidency, a. a. O., formu-
liert. In einschlägigen Handbüchern zum amerika-
nischen Regierungssystem wird häufig zwischen 
zwei Präsidentschaften, einer außen- und einer 
innenpolitischen, oder zwischen zwei außenpoliti-
schen Funktionen des Präsidenten (Präsident als 
Oberbefehlshaber und Präsident mit Zustimmung 
des Senats als erster Diplomat des Staates) unter-
schieden. Beides ist hier nicht gemeint.
20) Der Präsident hat in der Ministerialbürokratie 
auch bei den politischen Positionen — damit sind
hier alle die gemeint, deren Besetzung der Zu-
stimmung des Senats bedürfen — keine unbegrenz-
ten Möglichkeiten zur Patronage. Vielmehr bedarf
nach dem ungeschriebenen Gesetz der „Senatorial
Courtesy' die Ernennung von Bundesbeamten 
(Richter, Postbedienstete, Steuereinzieher) in einem 
Einzelstaat jeweils der Zustimmung der Senatoren 
dieses Staates: Andernfalls würde der Senat sein 
bestätigendes Votum verweigern.
21) Die Independent Regulatory Commissions wer-
den hier zum „permanent government“ gezählt, da 
der Präsident auf die Politik dieser Institutionen 
noch weniger Einfluß hat als auf die der Ministe-
rien. Organisatorisch soll die Unabhängigkeit die-
ser Kommission gerade dadurch gesichert werden,

Es ist bereits erwähnt worden, daß in den Mi-
nisterien partikulare ökonomische Interessen 
dominierten — die Departments of Agricul- 
tur, Labor and Commerce sind hierfür ty-
pisch —, so daß von diesen ausgehende 
staatsinterventionistische Maßnahmen zu-
meist auf nur einen Bereich von Wirtschaft 
und Politik begrenzt blieben. Die Minister — 
oder besser wäre hier der amerikanische Be-
griff zu benutzen, um falsche, parlamentari-
schen Regierungssystemen entlehnte Assozia-
tionen zu vermeiden —, die Secretaries wer-
den wie die Leiter anderer Executive Agen- 
cies vom Präsidenten mit Rücksicht auf die 
Klientel und die Region, die sie vertreten, er-
nannt20 ). Das Kabinett hat gegenüber dem 
Präsidenten bestenfalls eine beratende und 
nach außen eine integrierende und repräsen-
tierende Funktion. Noch stärker als auf die 
Ministerien trifft auf die Independent Regula-
tory Commissions zu21 ), daß sie häufig in 

der Hand von Interessengruppen sind, daß sie 
sich aber zumindest den starken, eigentlich 
zu kontrollierenden Wirtschaftsinteressen an-
passen und sich auf diese Weise „als L
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egiti. 
mations- und Schutzinstrumente bestehende! 
Wirtschaftsstrukturen“ ) erweisen. Wäh-
rend im permanent government ökonomische 
Partikularinteressen reguliert werden, ist das 
presidential government die Institution, in der 
gleichsam die Funktion des — um die Engel- 
sehe Formulierung aufzunehmen — „ideellen 
Gesamtkapitalisten" wahrgenommen zu wer-
den vermag. Nachdem bereits die Kriegs- und 
Notstandsbehörden des Ersten Weltkrieges, 
und der Weltwirtschaftskrise außerhalb der 
traditionellen Ministerien und im Weißen 
Haus etabliert worden waren, ist 1939 nach 
dreijähriger Vorarbeit einer von F. D. Roose-
velt eingesetzten Kommission auf der Basis 
des Government Reorganisation Act die Exe-
cutive Office of the President gebildet und 
damit die Präsidentschaft institutionalisiert 
worden. Zur Executive Office of the President 
gehören heute — neben anderen, weniger be-
deutenden Gremien — die Office of Manage-
ment and Budget, der National Security 
Council und der Domestic Council. Diese drei 
Abteilungen des Präsidentenamtes fungieren 
als Überministerien, die an den traditionellen 
Departments, Agencies und Independent Re-
gulatory Commissions vorbei, u. U. auch ge-
gen sie und ohne unmittelbare K
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ontrolle 

durch den Kongreß )  die Politik eines Präsi-
denten durchzusetzen vermögen.
Das Bureau of the Budget — 1921 im Depart-
ment of the Treasury als Koordinierungsstelle 
für die Haushaltsanmeldungen der einzelnen 
Ministerien gegründet — ist 1939 in die Exe-
cutive Office übernommen worden und hat 
sich dann in kurzer Zeit zur Steuerungsinsti-
tution nationaler Wirtschaftspolitik entwik- 
kelt. Hier wird nicht nur der Bundeshaushalt 
aufgestellt und von hier aus werden nicht nur 
über den Bundeshaushalt und aufgrund der 
besonders unter Präsident Nixon wahrgenom- 
menen Kompetenz zur Reorganisation der

daß der Präsident ihre Mitglieder (ihre Zahl vari-
iert zwischen 5 und 11) für einen längeren Zeitraum 
und mit sich überschneidenden Amtszeiten unter 
Zustimmung des Senats ernennt. Nach ihrer Ernen-
nung sind die Kommissionsmitglieder nicht an 
Weisungen des Präsidenten zu binden.
22) Shell, a. a. O„ S. 13. .

23) Nur ein Teil der Mitglieder der Executive O 
fice bedürfen bei ihrer Ernennung der Zustimmung 
des Senats. So bedarf der Chef der Office of Ma-
nagement and Budget — das Kernstück der Execu-
tive Office — nicht senatorialer Zustimmung. Ein 
Gesetz, durch den dieser Zustand geändert worden 
wäre, scheiterte 1973 am Veto Präsident Nixons. 
Vgl. Shell, a. a. O., S. 28.



Exekutive die Ministerien und anderen Teile 
des „permanent Government" zentral kontrol-
liert, sondern hier haben in den letzten Jahr-
zehnten die meisten wichtigen Gesetzesent-
würfe ihren Ausgang genommen24 ), obwohl 
verfassungsrechtlich die Gesetzesinitiative 
von der Regierung nicht ausgehen kann. Die 
Macht des Kongresses ist aufgrund der Über-
nahme legislativer Funktionen durch das Bud-
get-Büro ausgehöhlt worden.

26) A. a. O., S. 167 f.
27) Besonders unter Präsident Nixon Ist die Execu-
tive Office unverhältnismäßig ausgeweitet worden. 
Waren 1954 unter Eisenhower hier 1 175 Personen 
beschäftigt und stieg diese Zahl bis 1963 auf 1 664, 
so schnellte sie bis 1971 auf 5 395. Vgl. Schlesinger, 
a. a. O., S. 221.
28) Der Vorschlag basierte auf der Empfehlung
einer von Präsident Nixon eingesetzten und unter
Leitung von Roy Ash — dem späteren Direktor der
Office of Management and Budget — arbeitenden 
Kommission; vgl. Shell, a. a. O., S. 37 ff.

Die Geschichte des National Security Council 
und der ihm zugeordneten Central Intelligen-
ce Agency zeigen, wie trotz institutionalisier-
ter Kontrollmechanismen der Kongreß und 
die Ministerien vom Präsidenten umgangen 
werden konnten. Der National Security Act 
von 1947 schrieb vor, wer kraft Amtes zum 
Nationalen Sicherheitsrat gehörte — darunter 
neben dem Präsidenten der Außen- und Ver-
teidigungsminister sowie der Vizepräsident — 
und daß alle zusätzlich vom Präsidenten er-
nannten Mitglieder der Zustimmung einer 2/s- 
Mehrheit des Senats bedurften. Die Sitzungen 
des National Security Council werden durch 
einen vom Präsidenten berufenen Mitarbeiter-
stab vorbereitet. Auf dieses informelle Gre-
mium haben sich zunehmend die Entscheidun-
gen verlagert: Die starke Stellung von Henry 
Kissinger in der Nixon-Administration lag ge-
nau darin begründet, daß er — lange vor der 
Übernahme des State Department — als Assi-
stent des Präsidenten Leiter dieses Mitarbei-
terstabes war und damit außerhalb der Kon-
trolle des Kongresses stand, nämlich weder 
der Bestätigung des Senats bedurfte, noch ge-
zwungen werden konnte, vor Kongreßaus-
schüssen auszusagen. Der Kongreß hatte 1947 
zwar die Aufgaben der CIA gesetzlich festge-
legt und gegenüber dem FBI abgegrenzt, doch 
sind vom National Security Council an die 
CIA so viele — natürlich mit dem Vermerk 
„top secret" versehene — Anweisungen ge-
gangen, daß diese zusammengenommen eine 
neue und streng geheime Charter des Geheim-
dienstes ergeben, die an die Stelle des ur-
sprünglichen Gese 25tzes getreten ist ). Die Er-
mittlungen der letzten Monate belegen dies 
am Beispiel der gesetzeswidrig betriebenen 
und nicht erst unter der Nixon-Regierung, 
sondern zumindest schon unter Johnson be-
gonnenen Inlandaufklärung. Die Beteiligung

24) Schätzungen gehen dahin, daß 80 % der vom 
Kongreß verabschiedeten Gesetze ihren Ausgangs- 
Punkt in der Exekutive hatten. Dies bedeutet na- 
urlich nicht, daß die in der Präsidialbürokratie 

entworfenen Gesetze nicht u. U. erheblich im Par-
lament verändert werden. Vgl. Hans J. Kleinsteu- 
per. Die USA — Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, 
eine Einführung; Hamburg 1974, S. 92 f.
25) Vgl. Schlesinger, a. a. O., S. 167. 

der CIA am Sturz der Regierungen des Iran 
1953 und Guatemalas 1954, an der Einsetzung 
neuer Regierungen in Ägypten 1954 und in 
Laos 1959 — alles unter der Präsidentschaft 
Eisenhowers, eines angeblich schwachen und 
militärischer Intervention abgeneigten Präsi-
denten — zeigen 26),  wie der Geheimdienst zu 
einem vom Kongreß nicht kontrollierten au-
ßenpolitischen Instrument geworden ist und 
daß institutionell für einen Präsidenten die 
Möglichkeit bestand, das Außen- und Vertei-
digungsministerium zu umgehen.
Betrachtet man die hier angedeutete Konstel-
lation und bedenkt zudem, daß das FBI dem 
Justizminister unterstellt und nicht Teil der 
Executive Office ist, so erscheint die CIA 
nachgerade dazu prädestiniert, die Rekrutie-
rungsbasis für einen persönlichen Geheim-
dienst des Präsidenten abzugeben. Eben dies 
geschah, als unter Nixon die sogenannte 
„Klempner-Truppe" aufgestellt wurde, deren 
ursprüngliche Aufgabe es nach Veröffentli-
chung der Pentagon-Papiere war, undichte 
Stellen im Regierungsapparat zuzulöten, die 
dann aber u. a. in das Hauptquartier der De-
mokratischen Partei im Watergate-Hotel ein-
brach.
Der Domestic Council wurde 1970 analog dem 
Nationalen Sicherheitsrat und als Nachfolge-
gremium des Urban Affairs Council unter Da-
niel P. Moynihan in der Executive Office ge-
bildet. Traditionell hat der Kongreß in der In-
nenpolitik den Präsidenten größeren Wider-
stand entgegengesetzt als in der Wirtschafts-
oder Außenpolitik. Die Absicht, auch in der 
Innenpolitik Entscheidungsbefugnisse durch 
den Domestic Council im Präsidentenamt zu 
zentrieren und der Kontrolle der Legislative 
weiter zu entziehen, war offenkundig. Die 
Aufdeckung der Watergate-Affäre hat dieses 
Vorhaben vorläufig zunichte gemacht.
Nach Bildung der Executive Office sind im 
Präsidentenamt zunehmend Kompetenzen der 
Departments und der Legislative absorbiert 
worden27). Doch Präsident Nixon wollte 
noch einen Schritt weiter gehen: In einer Bot-
schaft an den Kongreß schlug er 1971 vor28 ), 
die wirtschafts- und innenpolitischen Ministe-



rien und Executive Agencles aufzulösen und 
an ihre Stelle und eng verbunden mit dem 
Präsidentenamt vier Großministerien zu 
schaffen. Der Kongreß lehnte ab.
Nixon erreichte dennoch sein Ziel, nämlich 
die weitere Zentralisation exekutiver Befug-
nisse in seiner Hand. Er griff dabei auf eine 
Institution zurück, die sich seit dem New 
Deal im Weißen Haus herausgebildet hatte 
und die in den ersten Jahren seiner Präsident-
schaft personell stark gewachsen war: Die 
White House Office, der persönliche Mitar- 
beitrstab des Präsidenten — verwaltungstech-
nisch eine Abteilung der Executive Office wie 
der Nationale Sicherheitsrat oder die Office 
of Management and Budget. Zur White House 
Office gehören die persönlichen Assistenten 
(Special Assistants) und Berater (Special Con-
sultants) des Präsidenten. Hatte James Knox 
Polk, von 1845—49 amerikanischer Präsident, 
noch geklagt, daß ihm zur Erledigung seiner 
Korrespondenz nur ein Privatsekretär zur 
Verfügung stehe29 ), so konnte Hoover den 
Kongreß überzeugen, ihm Gelder für drei Se-
kretäre zu bewilligen. Dann stieg die Zahl 
persönlicher Assistenten an: unter F. D. Roo-
sevelt auf 11, unter Truman auf 13, unter Ei-
senhower auf 37. Sie fiel unter Kennedy und 
Johnson

30
 auf etwa 20, schnellte unter Nixon 

dann aber auf 48 ) — die persönlichen Bera-
ter nicht gerechnet. Der Präsident und seine 
Mitarbeiter sind — nach einem Wort von 
Theodore C. Sorenson, ehemaliger Assistent 
Kennedys — die einzigen in Washington 
„whose responsibilities both enable and re- 
quire them to look ... at the government as a 
whole“ 31 ). S2) Nur in wenigen Fällen sind Kabinettsmitglieder 

Special Assistants geworden, dann nämlich, wenn 
sie vor Untersuchungen des Kongresses durch das 
executive privilege abgeschirmt werden sollten. In 
allen diesen Fällen ging es um Fragen des Um-
weltschutzes, ein Bereich, in dem Nixon besonders 
leicht angreifbar war, da er hier dem Druck von 
Unternehmerinteressen häufig nachgegeben und 
entsprechende Anweisungen an die Kabinettsmit-
glieder gegeben hatte. Vgl. Breckenridge, a. a. O., S. 
68, 119 ff.
33) Zum inner circle um Nixon vgl. Background 
Information White House Staff and President Ni- 
xon's Campaign Organizations, Prepared by the 
Impeachment Inquiry Staff, in: The Impeachment 
Report. A Guide to Congressional Proceedings in 
the Case of Richard M. Nixon. Compiled and edi- 
ted by the staffs of United Press International and 
The World Almanac, New York 1974, S. 284; The 
Watergate Hearings. Proceedings of the Senate 
Select Committee on Presidential Campaign Activi- 
ties, ed. by The New York Times, New York (Ein-
leitung) 1973, S. 33. Theodore H. White, The Mak-
ing of the President 1972, London 1973, S. 221 ff. 
272 ff.; Berger, a. a. O., S. 343 ff.; Robert B. Semple, 
The Private Presidency, in: Hirschfield, a. a. O.
S. 171 ff.
34) Vgl. Breckenridge, a. a. O., S. 67 ff., 109; Berger, 
a. a. O., S. 378 ff. und Schlesinger, a. a. O., 251 ff.

Genau hieraus hat Nixon die Konsequenzen 
gezogen, indem er die White House Office 
zum zentralen Organ des amerikanischen Re-
gierungssystems ausbaute. Der Mitarbeiter-
kreis des Präsidenten wurde nicht nur perso-
nell erweitert, sondern durch eine bis dahin 
nur sparsam gebrauchte personalpolitische 
Konstruktion zu einem Super-Super-Ministe-
rium, besser: einer Präsidialkanzlei ausge-
baut. Nixon ernannte den Direktor der Office 
of Management and Budget, den Leiter der 
Verwaltung des National Security Council 
und den Chef des Domestic Council zu per-
sönlichen Assistenten bzw. Beratern. Aus

“) Vgl. Emmet John Hughes, The Living Presi- 
dency. The Resources and the Dilemmas of the 
American Presidential Office, New York 1973, 
S. 182.
30) Vgl. Schlesinger, a. a. O., S. 220 f.
“j Vgl. Theodore C. Sorensen, Decision Making 
in the White House, New York und London 1963, 
S. 70.

dieser Funktion ergab sich ihre Machtposi-
tion32 ). Werden der Verwaltungschef der 
White House Office sowie der persönliche 
Freund und Justizminister Nixons hinzuge-
zählt, so ist der engste Kreis um Nixon abge-
steckt, wegen der deutsch klingenden Namen 
in der Presse als „deutsche Mafia“ und „Ber-
liner Mauer“ bezeichnet: Schultz, Kissinger, 
Ehrlichman, Haldeman, M 33itchell ), die drei 
letztgenannten wurden im Watergate-Prozeß 
verurteilt. Die Doppelfunktion — persönlicher 
Assistent des Präsidenten und Abteilungslei-
ter in der Executive Office — ergab, daß die 
Betroffenen, wie die anderen Mitglieder der 
Präsidialkanzlei, prinzipiell und in allen Fra-
gen ihrer Amtsführung unter das executive 
privilege fielen. Zu Beginn seiner Amtszeit 
hat Nixon noch einmal ausdrücklich betont, 
daß alle persönlichen Assistenten und Berater 
durch das executive privilege geschützt seien, 
ja er hat — im Anschluß an die Interpretation 
des executive privilege unter Präsident Ken-
nedy — versucht, es auf alle auszudehnen, 
die ihm gegenüber eine beratende Funktion 
(„advice") in der Exekutive wahrnahmen. Un-
ter keinem Präsidenten ist das executive pri-
vilege so häufig (als Schutz auch der anderen 
Mitglieder der Exekutive, vor parlamentari-
schen Untersuchungsausschüssen und Gerich-
ten nicht aussagen zu müssen) benutzt wor-
den wie unter Nixon34 ). Dies trug zur Ab-
schirmung und Isolierung des Präsidenten ge-
genüber anderen z. T. mit Kontrollaufgaben 
versehenen Institutionen des Regierungssy-
stems bei wie Kongreß, Bundessteuerbehörde 



— genau hier ist der Versuch Nixons, Steu-
ern zu hinterziehen, zu lokalisieren — und 
anderen Bereichen des permanent govern- 
ment. Zudem versuchte Nixon — vergeblich 
— das executive privilege zu instrumentali-
sieren, um die Watergate-Affäre zu vertu-
schen. Kein Präsident ist von einem so un- 
druchdringlichen, selbst errichteten Eisernen 
Vorhang umgeben gewesen wie Nixon. Zu-
gang zu ihm war nur über Haldeman mög-
lich. In seinen ersten vier Amtsjahren gab Ni-
xon 28 (von der Regie der White House Offi-
ce als Staatsakte inszenierte) Pressekonferen-
zen, genau so viele wie F. D. Roosevelt in sei-
nen ersten 35 drei Monaten ).
Die Isolierung Nixons, sein Mißtrauen gegen 
die anderen Bereiche der Exekutive, selbst 
gegen die Geheimdienste, und die Konzentra-
tion exekutiver Gewalt im Präsidentenamt 
wird durch nichts besser gekennzeichnet als 
durch die Etablierung der White House Spe-
cial Investigation Unit, der Klempner-Truppe. 
Dieser dem Präsidenten persönlich unterstell-
te, von Egil Krogh (auch er gehört zu den An-
geklagten in einem der Watergate-Prozesse) 
befehligte Geheimdienst, sollte nicht nur die 
Informations-Löcher im Regierungsapparat 
verstopfen, sondern innenpolitische Gegner 
überwachen und Material gegen sie sam-
meln36). Eben diesem Zweck diente der Ein-
bruch in die Praxis des Psychoanalytikers 
von Daniel Elisberg: Man hoffte, in den Ak-
ten diskriminierende Unterlagen gegen den 
Mann zu finden, der die Pentagon-Papiere der 
New York Times zugespielt hatte. Bekannt-
lich waren die „Klempner" — von CIA und 
FBI punktuell unterstützt — auch daran betei-
ligt, die Watergate-Affäre zu vertuschen, Be-
weismaterial zu vernichten. Parallel zur 
Gründung der Klempner-Truppe ist in der 
White House Office der sogenannte Huston- 
Plan diskutiert worden, deren Verwirklichung 
die CIA — bekanntlich in der Executive Offi-

’35) Vgl. Schlesinger, a. a. O., S. 225 f.
36)  Im Weißen Haus bestand nach den Demonstra-

tionen gegen die amerikanische Intervention in 
Kambodscha 1970 eine ausgesprochene Furcht vor 
der studentischen Linken, die daher zum Objekt
der Observation gemacht wurde und die man unter
den Wahlhelfern McGoverns wiederzuentdecken 
glaubte. Vgl. Watergate Hearings, a. a. O., S. 350 
(Aussage John W. Dean). Ein Artikel der New 
York Times vom 23. 7. 1971, in dem über amerika-
nisch-sowjetische Verhandlungen zur Begrenzung 
der Raketenrüstung berichtet wurde, war der letzte 
Anlaß, um die „Klempner-Truppe" aufzustellen.
Vgl. auch New York Times vom 19. 7. 1974. Zur 
Aufstellung dieses präsidentiellen Geheimdienstes 
vgl. auch White, a. a. O., S. 284 ff; Schlesinger, 
waO S. 260 ff. und Les Evans und Allen Myers, 
Watergate and the Myth of American Democracy, 
New York 1974, S. 37 ff.

37) Vgl. Semple in Hirschfield, a. a. O., S. 175 f. Die 
große personelle Fluktuation in den Kabinetten 
Nixons ist u. a. auf die extreme Konzentration exe-
kutiver Macht in der White House Office und die 
damit verbundene Bedeutungslosigkeit des Kabi-
netts und der Ministerien zurückzuführen. Während 
es Nixon 1968 noch gelang, relativ prominente Ka-
binettsmitglieder zu finden — Hickel, Romney, 
Finch, Laird, Connally — war das Kabinett von 
1972 ausgesprochen farblos.
38) Vgl. Schlesinger, a. a. O., S. 239.

ce angelagert — gegenüber dem FBI gestärkt 
hätte: Der Plan scheiterte am Widerstand Ed-
gar Hoovers. Schließlich wurden 1970 und 
schon in Vorbereitung auf die Wahlen von 
1972 im Weißen Haus „Schwarze Listen" von 
politischen Gegnern Nixons aufgestellt und 
ständig erweitert, um auf diese die Klempner- 
Truppe ansetzen und u. U. Druck auf sie aus-
üben zu können, z. B. dadurch, daß die Steu-
erbehörden gegen für das Weiße Haus unlieb-
same Personen vorübergehend Untersuchun-
gen wegen Steuerhinterziehung eröffneten — 
eines unter vielen Delikten des Amtsmiß-
brauchs in der Watergate-Affäre.
Exekutive Zentralisation in der White House 
Office war unter Nixon so weit vorange-
schritten, daß Minister von Entscheidungen, 
die ihr Ressort betrafen, häufig erst in der 
Presse lasen oder sie kurz vor ihrer Veröf-
fentlichung von einem Assistenten des Präsi-
denten informiert wurden37 ). Das Kabinett 
war funktionslos geworden, tagte daher äu-
ßerst selten. Als Nixon kurz nach Veröffentli-
chung des ihn als „Mit-Verschwörer" der 
Watergate-Affäre schwer belastenden Ton-
bandes und wenige Tage vor seinem Rücktritt 
demonstrativ eine Kabinettssitzung einberief, 
war dies der — vergebliche — Griff nach 
dem rettenden Strohhalm: Die Rückkehr zu 
den ehrwürdigen Traditionen der Verfas-
sungsväter sollte signalisiert werden.
Gegenüber der Legislative nahm sich die 
White House Office Rechte heraus, die im 
eklatanten Widerspruch zur Verfassung stan-
den: Im Präsidialamt wurde entschieden, daß 
vom Kongreß für bestimmte Programm be-
willigte Gelder nicht auszugeben seien 38).  
Dies war offener Verfassungsbruch, denn der 
Präsident kann gegen den vom Kongreß be-
willigten Bundeshaushalt nur insgesamt, nicht 
aber gegen einzelne Etatansätze sein Veto 
einlegen. Das Kernstück legislativer Macht, 
die Budget Power, drohte so völlig zerrieben 
zu werden.
Ohne Präzedenzfall in der amerikanischen 
Geschichte zog die Präsidialkanzlei eine wei-
tere Aufgabe an sich: An der Republikani-
schen Partei vorbei und gegen das Republi- 
can National Committee organisierte das 



Weiße Haus eine nationale Wahlkampforga-
nisation zur Wiederwahl Nixons 1972, eine 
allein dem Präsidenten unterworfene Ersatz-
partei. Dieser Vorgang wurde dadurch begün-
stigt, daß — zugespitzt formuliert — in den 
Vereinigten Staaten keine Bundesparteien be-
stehen, Parteien als festgefügte und auf dem 
Ol der Patronage laufende Organisationen 
nur lokal und in den Einzelstaaten existieren. 
Der Nationalausschuß der Demokraten oder 
Republikaner, in dem Vertreter der Einzel-
staaten sitzen, bildet daher nicht den Vor-
stand einer Bundespartei, sondern fungiert als 
unverbindliches Koordinationsgremium eines 
Parteienbundes. Seine Aufgaben bestehen bis-
lang darin, alle vier Jahre einen Parteikon-
vent zur Auswahl eines Präsidentschaftskan-
didaten und zur Verabschiedung einer Wahl-
plattform einzuberufen 39)  und anschließend 
den Wahlkampf des Nominierten zu organisie-
ren und zu finanzieren40 ). Für die Wahlen 
1972 hatten der Präsident und seine Berater 
entschieden, daß die Wahlkampforganisation 
und der Wahlkampf außerhalb und unabhän-
gig vom Republican National Committee ge-
führt werde. Haldeman ordnete aus der White 
House O
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ffice Personal in das Committee to 

Re-Elect the President CRP )  ab: Von den 

39) Zum ersten Mal in der amerikanischen Ge- 
schichte haben die Demokraten zwischen zwei 
Präsidentschaftswahlen 1974 einen Parteikonvent 
einberufen, um über ein Parteistatut und ein Par-
teiprogramm zu beraten und zu beschließen. Ob 
die zentrifugalen Kräfte in der Demokratischen Par-
tei dadurch integriert werden können, bleibt abzu-
warten.
40) Der jeweilige Präsident und der Präsident-
schaftskandidat der unterlegenen Partei sind daher 
faktisch die Parteiführer. Der nominelle Parteivor-
sitzende wird vom Präsidentschaftskandidaten aus-
gesucht und vom National Comittee bestätigt.
41) Zur Gründung, Struktur und Arbeitsweise des 
Committee to Re-Elect the President, CRP — in der 
Presse ironisch als CREEP bezeichnet — vgl. White, 
a. a. O., S. XVIII, 269 ff.; Newsweek vom 23. 4. 1973, 
S. 22 ff.; Newsweek vom 7. 5. 1973, S. 32 ff; News-
week vom 14. 5. 1973, S. 26 ff.; Lewis Chester, Cal 
McCristal, Stephen Aris, William Shawcross, Wa-
tergate oder die Arroganz der Macht, München 
1974, S. 25 ff.; Impeachment Report, a. a. O., S. 
288 ff.; Watergate Hearings, a. a. O., S. 50 ff., 229 ff., 
484 ff.; Evans und Myers, a. a. O., S. 41, 95; Lurie, 
a. a. O., S. 127 ff.; Melvyn H. Bloom, Public Rela- 
tions and Presidential Campaigns: A Crisis in 
Democracy, New York 1973, S. 289 ff.
Die Gründung des CRP war ein offener Affront ge-
gen die Republikanische Partei. Dieser Vorgang, 
der ohne Präzedenzfall in der amerikanischen Ge-
schichte ist und eine neue Entwicklung signalisiert, 
die zu einer wesentlichen Veränderung des politi-
schen Systems der Vereinigten Staaten führen 
könnte, ist völlig übersehen worden von den Au-
toren des Bandes: Werner Kaltefleiter und Edward 
Keynes (Hrsg.), Das labile Gleichgewicht. Das 
amerikanische Parteiensystem nach den Wahlen 
von 1972, Köln, Berlin, Bonn, München 1974.

23 Abteilungsleitern des Komitees kamen 17 
direkt aus der Präsidialkanzlei. Auch ein Teil 
der Klempner-Truppe wurde unter Leitung 
von G. Gordon Liddy (er plante und organi-
sierte den Einbruch in das Watergate-Hotel) 
aus dem Weißen Haus in das CRP transfer- 
riert und mit einem Etat von 350 000 Dollar 
ausgestattet. Justizminister Mitchell trat von 
seinem Regierungsamt zurück und übernahm 
im April 1972 die Leitung des Wahlkampfes. 
Das Finanzkomitee unter Maurice Stans, ehe-
maliger Secretary of Commerce, trieb Wahl-
kampfspenden in vorher nie erreichter Höhe 
ein, darunter die umstrittenen von ITT, Asso-
ciated Milk Producers, von den Millionären 
Howard R. Hughes und Nixon-Freund Charles 
G. Rebozo. Herbert Kalmbach, Nixons persön-
licher Rechtsanwalt, half dabei, die Herkunft 
illegaler Wahlkampfspenden zu vertuschen 
und „schmutziges Geld“ zu reinigen, indem 
der Spendenstrom über eine mexikanische 
Bank geleitet wurde. Der Wahlkampf selbst 
wurde nach außen so geführt, daß Nixon 
nicht als Kandidat und Parteimann, sondern 
nur als Präsident auftrat, als Staatsmann, der 
seinen Pflichten unbeirrt nachging. Intern 
kämpfte das CRP jedoch mit schmutzigen 
Tricks aller Art. So versuchte man durchaus 
erfolgreich in die Vorwahlen der Demokrati-
schen Partei mit dem Ziel einzugreifen, Sena-
tor Muskie als aussichtsreichen Kandidaten 
der Demokraten zu verhindern und an seiner 
Stelle den Nixon bequemeren Senator McGo-
vern aufstellen zu lassen. Als McGovern 
schließlich nominiert war, schickte man in 
seine Wahlversammlungen Jubel- und Stör-
trupps bärtiger junger Männer, um ihn mit 
dem Stigma des Linksradikalismus zu brand-
marken. Ähnliches hatte übrigens Johnson 
aus dem Weißen Haus heraus und mit umge-
kehrten Vorzeichen in seinem Wahlkampf 
1964 gegen Barry Goldwater inszeniert. Aus 
der Trick-Kiste wurde schließlich auch das 
gezogen, was die Affäre ins Rollen brachte 
und der Anlaß für den Rücktritt Nixons wur-
de: der Einbruch in das Hauptquartier der 
Demokraten. Dieses Unternehmen war poli-
tisch irrational und kann wohl nur durch den 
Realitätsverlust erklärt werden, der aus der 
Isolierung der Präsidialkanzlei und ihrer 
Wahlkampforganisation resultierte: Zum Zeit-
punkt des Einbruchs nämlich war George 
Wallace - Gouverneur von Alabahma und 
schärfster Konkurrent Nixons um die Stim-
men in den Südstaaten — durch ein auf ihn 
verübtes Attentat aus dem Rennen um die 
Präsidentenschaft ausgeschieden, der Kandi-
dat der Demokraten hieß McGovern, und die 
Wiederwahl Nixons stand praktisch fest. Zu-
dem hätte die genaue Lektüre der Zeitungen 



mehr Informationen über den Wahlkampf der 
Demokraten erbracht als das Anzapfen ihrer 
Telefonleitungen und das Kopieren ihrer Ak-
ten.

III.
Die Watergate-Affäre ist Ergebnis und Aus-
druck kaum kontrollierter, im Präsidentenamt 
institutionalisierter Machtkonzentration. Die 
White House Office rückte — wiederum poin-
tiert formuliert — an die Spitze der Executi-
ve Office, der Ministerien und Executive 
Agencies des Kongresses und der Republika-
nischen Partei. Betrachtet man nur die Exeku-
tive, so könnte man — bei zunehmender, py-
ramidenförmiger Hierarchisierung — von ihrer 
Verdoppelung in der Executive Office, ihrer 
Verdreifachung in der White House Office 
sprechen. Die Stellung des Präsidenten gegen-
über den anderen Bereichen des Regierungs-
systems verdeutlicht das Bild von konzen-
trisch um das Weiße Haus errichteten Mau-
ern, die in ihrer Undurchdringlichkeit die 
Kontrolle des Präsidenten durch die dafür 
vorgegebenen Institutionen äußerst erschwer-
ten und das System von checks and balances 
vorübergehend außer Kraft gesetzt haben.
Die hier entwickelte und bewußt zugespitzte 
Argumentation erklärt, warum und wie die 
Watergate-Affäre überhaupt möglich war. Of-
fen geblieben ist dabei die Frage, warum Wa-
tergate trotz der geschilderten strukturellen 
Veränderungen im amerikanischen Regie-
rungssystem aufgedeckt werden konnte. Mit 
Nachdruck ist daher zu betonen, daß es zur 
wachsenden Zentralisation Wirtschafts-, au-
ßen- und innenpolitischer Entscheidungen im 
Präsidentenamt Gegentendenzen gegeben hat 
und gibt, die historisch begründet und mit ge-
sellschaftlich-ökonomischen Interessen ver-
knüpft eine politisch-institutionelle Kontrolle 
zumindest in der Weise möglich gemacht ha-
ben, daß punktuell und vorübergehend Aus-
wüchse präsidentiellen Machtmißbrauchs ent-
hüllt und begrenzt werden konnten. Auf die 
bei der Aufdeckung der Watergate-Affäre 
funktionierenden Kontrollen sei daher kurz 
verwiesen:
1. Trotz der aus der strukturellen Verände-
rung des amerikanischen Regierungssystems 
resultierenden Hindernisse ist es dem Kon- 
greß und hier namentlich dem Ervin-Com-
mittee des Senats und dem Justizausschuß 
des Repräsentantenhauses —■ gelungen, die 
vom Fernsehen direkt übertragenen Untersu-
chungen gegen den Präsidenten bis zu dem 
unkt voranzutreiben, daß von ihnen eine 

aufklärerische Wirkung ausging, die sowohl 
ie Entschlossenheit der Legislative zu weite-

ren Nachforschungen bestärkte als auch zum 
Sturz Nixons bei trug. Die Drohung m
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it dem 

Impeachment ) und die folgende Einleitung 
des Verfahrens haben in dem Augenblick zum 
Rücktritt Nixons geführt, als der Präsident er-
kannte, daß die zur Anklageerhebung im Re-
präsentantenhaus notwendige absolute Mehr-
heit sowie die zur Amtsenthebung im Senat 
notwendige 2/s-Mehrheit vorhanden waren. 
Auch die Republikaner im Kongreß opponier-
ten mit wachsender Vehemenz — u. a. ange-
führt von Barry Goldwater, gescheiterter kon-
servativer Präsidentschaftskandidat von 1964 
und Senator von Arizona —, bis schließlich 
nach Vorzeigen der sogenannten smoking pi- 
stol, nach Veröffentlichung des Tonbandes, 
das Nixons Mitverantwortung für Watergate 
unzweifelhaft bewies ), auch die letzten 
Verteidiger des Präsidenten offen gegen ihn 
rebellierten. Zweifellos hat es schon vor Wa-
tergate und insbesondere in der Außenpoli-
tik Anzeichen dafür gegeben, daß der Kon-
greß seine Kontrollfunktion wieder wahrzuneh-
men versuchte. Doch hat die Aufdeckung der 
Watergate-Affäre das Verhältnis von Präsi-
dent und Kongreß zugunsten des letzteren zu-
mindest vorübergehend so weit verändert, 
daß Präsident Ford sich gezwungen sah, seine 
Generalamnestie für Nixon vor einem Aus-
schuß des Repräsentantenhauses zu verteidi-
gen und Rede und Antwort zu stehen44 ). 
Zum ersten Mal in der amerikanischen Ge-
schichte erschien damit ein Präsident vor ei-

42)  Impeachment ist ein Instrument des präsiden-
tiellen Regierungssystems, in dem es keine Wahl 
und Abwahl des Chefs der Exekutive (und anderer 
durch den Senat bestätigter und vom Präsidenten 
vorgeschlagener Amtsinhaber in der Exekutive und 
Judikative) durch das Parlament gibt: In beson-
ders aufgeführten Fällen — „Treason, Bribery or 
other high Crimes and Misdemeanores“, so die 
Formulierung der amerikanischen Verfassung — 
kann in einem Prozeß, der formal dem vor einem 
Schwurgericht ähnelt, der Präsident abgesetzt wer-
den. Entgegen der ursprünglichen Intention ist das 
Amtsenthebungsverfahren oder auch nur die Dro-
hung damit als politisches Instrument gebraucht 
worden: Die heute zuweilen diskutierte Frage, ob 
nach dem Rücktritt Nixons das Impeachment nicht 
zu einer Quasi-Parlamentarisierung des amerika-
nischen Regierungssystems führen könne, ist in 
diesem Kontext zu sehen. Eine knappe Zusammen-
fassung zur Impeachmentproblematik findet sich — 
aus aktuellem Watergate-Anlaß geschrieben — in: 
Charles L. Black, Impeachment. A Handbook, New 
Haven und London 1974 (mit weiterführenden Lite-
raturangaben).
43) Auf dem Tonband befinden sich drei Gespräche 
zwischen Nixon und Haldeman vom 23. 6. 1972. 
Sie sind u. a. veröffentlicht in: The End of a Presi- 
dency, a. a. O., S. 327 ff. Nixon hatte den ihn bela-
stenden Inhalt dieser Gespräche auch seinen Rechts-
anwälten vorenthalten.
44) Vgl. das Protokoll der Befragung in der New 
York Times vom 18. 10. 1974.



nem Untersuchungsausschuß des Kongres-
ses.
2. Die Unabhängigkeit der Judikative war so-
weit erhalten, daß Bundesrichter Sirica und 
der Supreme Court den Präsidenten zwingen 
konnten, sich Recht, Gesetz und Verfassungs-
auslegung der Gerichte zu beugen, konkret 
nämlich umstrittene Tonbänder dem Justiz-
ausschuß des Repräsentantenhauses zu über-
geben und damit den Gerichten zu überlas-
sen, wie executi

45
ve privilege zu interpretieren 

sei ).
3. In dem Bereich der Exekutive, der von 

uns als permanent government bezeichnet 
worden ist, regte sich Widerstand gegen Ni-
xon. So hat das FBI unter Edgar Hoover nicht 
nur gegen den Mißbrauch der Geheimdienste 
protestiert — verständlich vielleicht als Kon-
flikt konkurrierender Geheimdienste —, son-
dern aus dem FBI wurden den Redakteuren 
der Washington Post, die beim Recherchieren 
in einer Sackgasse festgefahren waren, die 
entscheidenden Informationen zugespielt, die 
die Aufdeckung der Affäre ins Rollen brach-
ten ). Als Nixon den ihm unbequemen Wa-
tergate-Sonderankläger Archibald Cox, der 
als Staatsanwalt dem Justizministerium zuge-
ordnet war und damit im Konfliktfall die 
Weisungen des Präsidenten zu befolgen hatte, 
entließ und dessen Büro auflösen wollte, tra-
ten Justizminister Richardson und sein Stell-
vertreter Ruckelshaus aus Protest zurück. Der 
Nachfolger von Cox, Jaworski (Freund Ni-
xons, Texaner und als Konservativer be-
kannt) betrieb die Strafverfolgung mit glei-
cher Energie und Konsequenz wie sein Vor-
gänger. Oder allgemein formuliert: Die Mini-
sterien waren noch nicht in die völlige Ab-
hängigkeit der Präsidialkanzlei geraten. Hier-
für spricht auch, daß Informationen sich zu 
bestätigen scheinen, wenige Stunden vor dem 
Rücktritt Nixons habe Verteidigungsminister 
Schlesinger den Generalstab in Alarmbereit-
schaft versetzt, um gegen einen möglichen 
Staatsstreich des Präsidenten losschlagen zu 
können.
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4. Regionalismus, Föderalismus und — im 
Vergleich etwa zur Bundesrepublik — relativ 
große Autonomie der Kommunen bilden nach 
wie vor ein Strukturelement des amerikani- 

45) Die Tragweite dieser Entscheidung kann kaum 
überschätzt werden: Bis zu dieser Entscheidung im 
August 1974 war es dem Präsidenten überlassen zu 
bestimmen, was unter das executive privilege fiel. 
Vgl. Berger, a. a. O., S. 350 ff. und Breckenridge, 
a. a. O„ S. 145 ff.
46) Vgl. Schlesinger, a. a. O., S. 274 und Evans und 
Myers, a. a. O., S. 51 sowie das Interview mit Ar-
thur M. Schlesinger im „Spiegel“ vom 28. 1. 1974.

47) In den meisten Bundesstaaten gibt es in der 
Kommunalpolitik die Institutionen der special 48
tricts, die zur Bewältigung eines Problems (z ■ 
Kanalisation, Errichtung eines die einzelne K° 
mune überschreitenden öffentlichen Verkehrsn 
zes usw.) und insbesondere für Industrieansiegtup 
gen oder Schaffung einer „regionalen Infrastru
für eine bestimmte Industrie gebildet werden.

sehen Regierungssystems und stellen ein Ge-
gengewicht zu politischer Zentralisation und
ökonomischer Konzentration dar. Regionsspe-
zifische, einzelstaatliche und in wenigen Fäl-
len sogar kommunale 47)  Konzentration von
Einzelkapitalen und Kapitalfraktionen werden
im politischen System bestätigt. Auf den Kon-
greß bezogen bedeutet dies, daß das Bundes-
parlament nur bedingt eine nationale Institu-
tion ist. Senatoren und Repräsentanten sind 
so stark an die Interessen in ihren Einzelstaa-
ten bzw. ihren Wahlkreisen gebunden und 
z. T. über die lokalen und regionalen Partei-
maschinen organisatorisch so fest verankert, 
daß sie im konkreten Fall der Watergate-Af-
färe dem Druck ihrer Wähler, Nixon amtszu-
entheben, auf längere Zeit nicht hätten wider-
stehen können.
5. Trotz aktueller Bedrohungen waren die 
bürgerlichen Freiheiten in den Vereinigten 
Staaten doch so gesichert, daß — wie dies in 
keinem anderen Land der Welt heute ge-
schieht — die Presse (an der Spitze die bei-
den Reporter der Washington Post) unerbitt-
lich mit Lupe und Scheinwerfer zugleich die 
letzten Winkel der Hauptstadt durchsuchen 
und ausleuchten konnte: Nicht zufällig haben 
sich an Watergate die CIA-Enthüllungen an-
geschlossen.
6. Schließlich darf nicht unterschätzt werden, 
daß aufgrund der amerikanischen politisch- 
ideologischen Tradition es möglich war, zu-
mindest momentan unkontrollierter exekuti-
ver und legislativer Machtanhäufung im Prä-
sidentenamt einen Riegel vorzuschieben. Mö-
gen politische und soziale Konflikte in den 
Vereinigten Staaten mit der — wenn man so 
will — „Heiligsprechung" der „Constitution" 
und der Fetischisierung der „American Demo- 
cracy" häufig verschleiert werden, in Water-
gate ermöglichte und legitimierte der Rekurs 
auf die Verfassungsväter, auf die — wie auch 
immer gefälschte und gebogene — Geschichte 
der amerikanischen Demokratie, auf das Prin-
zip von checks and balances den Wider-
stand.

IV.
Die eingangs geschilderte ökonomische Kon-
zentration, die veränderte Funktion des Präsi-
dentenamtes im organisierten Kapitalismus 



und die darauffolgende politische Zentralisa-
tion werden durch die gerade genannten Fak-
toren nicht aufgehoben. Gleichwohl sind die 
Watergate-Affäre und die Geschichte ihrer 
Aufdeckung gerade ein Beleg dafür, daß es in 
den Vereinigten Staaten kein Generalkartell 
von schon immer integrierter Arbeiterbewe-
gung, Kapital und Staat gibt, in dem der Prä-
sident gleichsam als Vertreter des Kapitals 
fungiert48 ). Wer Gesellschaft und politisches 
System der Vereinigten Staaten so interpre-
tiert, als seien politische Institutionen ledig-
lich Agenturen des dreieinigen Kapitals, ver-
fällt nicht nur einer deterministisch-konspira-
tiven Geschichtsmythologie, in der es nur 
noch die Hoffnung auf den allmächtigen radi-
kalen Umschlag gibt, sondern er negiert auch 
einen — wie eng er auch immer sein mag — 
Spielraum relativer Freiheit, in dem Bewah-
rung von Bürgerrechten und politisch-institu-
tionelle Kontrolle des Präsidenten den ent-
scheidenden Unterschied zwischen bürgerli-
cher Demokratie und Faschismus ausmachen 
mag.

Björkman und Daniel Fleming, Contradictions 
Within the U. S. Capital (Manuskript im Besitz 
des Verfassers); eine schwedische Version des 
Aufsatzes erschien in der Zeitschrift Zenit, Bd. 37 
(1974). Den Einfluß von „Cowboys" und „Yankees” 
in der Demokratischen Partei untersucht anhand 
der großen Wahlkampfspenden G. William Dom-
hoff, Fat Cats and Democrats. The Role of the. Big 
Rich in the Party of the Common Man, Englewood 
Cliffs, N. J„ 1972.
51) Zu den heute in den Vereinigten Staaten dis-
kutierten Vorschlägen, die Macht des Präsidenten 
einzugrenzen, gehören: Nach Schweizer Vorbild 
Umwandlung der Präsidentschaft in ein Kollegial-
organ — Ausdehnung der Wahlperiode eines Prä-
sidenten auf sechs Jahre und zugleich Verbot, für 
eine zweite Amtsperiode zu kandidieren — Einfüh-
rung eines parlamentarischen Regierungssystems 
nach britischem Vorbild. Vgl. hierzu Schlesinger, 
a. a. O., S. 382 ff. Ein 1907 erstmals von Theodore 
Roosevelt geäußerter Vorschlag, nämlich den 
Wahlkampf eines jeden Kandidaten um die Präsi-
dentschaft aus öffentlichen Mitteln mitzufinanzie-
ren, um auch dem armen Mann eine faire Chance 
zu geben, ist inzwischen vom Kongreß aufgenom-
men worden.

Von einigen Autoren der amerikanischen 
Neuen Linken werden neuerdings Widersprü-
che innerhalb des amerikanischen Kapitals 
und Friktionen in der herrschenden Klasse 
betont. Doch setzen sie an die Stelle des ei-
nen Kapitals nur zwei Kapitalfraktionen: Auf 
der einen Seite das „neue Geld", die nach 
dem Zweiten Weltkrieg emporgewachsenen 
elektronischen Rüstungs- und Weltraumindu-
strien (der neue military-industrial-com- 
plex)49 ), die am amerikanischen Markt orien-
tierte Lebensmittel- und Ölindustrie, geogra-
phisch im Süden und Westen der USA zu lo-
kalisieren, daher kurz die Cowboys genannt; 
auf der anderen Seite die Yankees aus dem 
Nordosten, die am Weltmarkt orientierten 
multinationalen Konzerne, das „alte Geld". 
Johnson, Nixon und die Vietnam-Falken gel-
ten in dieser Interpretation als typische Cow-
boys; F. D. Roosevelt, Kennedy, Rockefeller 
und die Vietnam-Tauben als typische Yan-
kees50 ). Die Watergate-Affäre wird mutig —

“) Typisch für diese undifferenzierte Position ist 
das schon mehrfach zitierte Buch der Trotzkisten 
Evans und Myers, a. a. O.
" Vgl. hierzu mit neuesten Literaturangaben Mo-

nika Medick, Das Konzept des „Military-Industrial 
complex" und das Problem einer demokratischen 
Kontrolle, in: PVS 14 (1973), S. 499—526.

) Die These von den „Cowboys" und den „Yan- 
Kees ist zum ersten Mal von Carl Oglesby in ei- 
em Aufsatz in Ramparts vom November 1972 ent- 
' eit worden. Etwas differenziert und auf Water- 

wteangewandt hat sie Kirkpatrick Sale, The 
X« Behind Watergate, in: The New York Re- 
blewaot Books vom 3. 5. 1973. Diesen Ansatz pro-

tisiert und weiterentwickelt haben Maja 

Mut zur Lücke — auf einen Kampf zwischen 
Cowboys und Yankees reduziert. Immerhin 
öffnen diese Autoren den Weg, entscheidende 
Schritte weiterzugehen hin auf eine Differen-
zierung nicht nur zwischen Kapitalfraktionen, 
sondern auch zwischen Einzelkapitalen, den 
verschiedenen organisierten Formen ökono-
mischer Interessenvertretung — wie National 
Association of Manufactures oder U. S. Cham- 
ber of Commerce — und der Art ihrer Interes-
sendurchsetzung in politischen Institutionen, 
denen durchaus ein Eigengewicht zukommt.

Eine derart differenzierte Analyse der Water-
gate-Affäre ist allein wegen des geringen 
zeitlichen Abstandes, den wir zu ihr haben, 
und des daraus resultierenden Informations-
defizits momentan nicht zu leisten. Festzuhal-
ten bleibt gleichwohl, daß Watergate nur 
Ausdruck für einen sozialökonomisch be-
dingten Funktionswandel der Präsidentschaft 
und die politisch-institutionelle Reorganisa-
tion des amerikanischen Regierungssystems 
ist. Die Watergate-Affäre kann daher durch 
bloßen Personalaustausch, eine sogenannte 
moralische Reinigung oder wenige institutio-
nelle Maßnahmen — wie öffentliche Parteifi-
nanzierung oder ein vom Kongreß verabschie-
detes „Gesetz über Kriegserklärung“ 51)  — 
nicht überwunden werden. Die Zukunft der 
amerikanischen Demokratie wird vielmehr mit 
davon abhängen, daß Watergate als strukturell 
bedingte Krise des amerikanischen Regie-
rungssystems erkannt wird und es entspre-
chend gelingt, die in dieser Affäre noch funk-
tionierenden Kontrollen gegenüber präsiden- 
tiellem Machtmißbrauch institutionell und in 
der Gesellschaft abzusichern. *



Heinz Timmermann

Westeuropas Kommunisten und die Politik 
der Entspannung

I. Westkommunisten im Regierungsbereich

Wenn im Mai 1974 rund 215 000 Franzosen 
anders gewählt hätten, hieße der Präsident 
Frankreichs Mitterrand, und Frankreich würde 
wahrscheinlich von einer linken Koalition mit 
kommunistischer Beteiligung regiert In Ita-
lien könnte schon morgen eine Zwei-Parteien- 
Regierung der linken Mitte gebildet werden, 
die im Parlament von kommunistischer Unter- 
stützung abhängig wäre, um Gesetze zu ver-
abschieden. In Portugal, ebenfalls einem 
NATO-Mitglied, gehören bereits kommunisti-
sche Minister der Regierung an. Auch in Spa-
nien besitzt die kommunistische Partei gute 
Aussicht, nach Umwandlung der Diktatur in 
ein parlamentarisch-demokratisches System 
eine ähnlich starke Position wie ihre Schwe-
sterparteien in Italien oder Frankreich einzu-
nehmen. Diese Perspektive ist gerade deshalb 
real, weil mit NATO-Interventionen kaum zu 
rechnen wäre (während der Warschauer Pakt, 
wie das Beispiel der CSSR zeigt, Reformansätze 
innerhalb seines Machtbereichs notfalls sogar 
mit Gewalt verhindert). Deshalb muß man 
sich fragen, welche Probleme sich daraus er-
geben könnten und welche Positionen die 
kommunistischen Parteien heute vertreten, die 
sich möglicherweise morgen schon als Ge-
sprächspartner innerhalb der EG- und der 
NATO-Organe präsentieren.

Was sind das für Kommunisten, die sich an-
schicken, den Alten Kontinent von seiner süd-
lichen und westlichen Flanke her aufzurollen? 
Werden sie das westliche Bündnis und das 
europäische Einigungswerk zum Einsturz brin-
gen und auch den westlichen Teil Europas dem 
sowjetischen Einfluß ausliefern, wie konser-
vative Beobachter fürchten? Oder werden sie 
langfristig eher zu seiner wirtschaftlich-sozia-
len und damit auch politischen Stabilisierung 
beitragen? Letzteres vermuten — auf Italien 
bezogen — so angesehene und einflußreiche 
Leute wie der italienische Industrielle Aurelio 
Peccei, der Vorsitzende des bekannten Club 
of Rome („Grenzen des Wachstums“). Er ver-
trat vor kurzem die bemerkenswerte Ansicht, 
in Italien könne ein Mann wie KPI-General- 
sekretär Berlinguer „Europa viel eher als 
irgendein nichtsozialistischer Führer des Lan-

des. genügend weitrei
1

chende, moderne und 
langfristige Ziele setzen" ).
An dieser Stelle sollen nicht die innenpoliti-
schen Aspekte des von den westeuropäischen 
Kommunisten anvisierten „friedlichen Weges 
zum Sozialismus" untersucht werden; das ist 
bereits in einer Reihe von Analysen gesche-
hen2). Vielmehr soll versucht werden, die 
außen- und entspannungspolitischen Ziele zu 
beleuchten sowie die dahinterstehenden Trieb-
kräfte, Motivationen und europapolitischen 
Neuordnungskonzeptionen zu analysieren. 
Das scheint um so notwendiger, als viele west-
liche Beobachter bei ihren sicherheitspoliti-
schen Erwägungen noch immer von allzu un-
differenzierten Vorstellungen ausgehen — 
Vorstellungen, die oft einfach in einem Man-
gel an fundierten Informationen wurzeln. Die 
Frage etwa, ob die langfristigen Ziele bei-
spielsweise der italienischen und spanischen 
Kommunisten noch immer weitgehend mit de-
nen der KPdSU übereinstimmen, ist heute kei-
neswegs mehr eindeutig positiv zu beantwor-
ten. Vielmehr wird zu zeigen sein, daß sich ei-
nige der großen und relevanten kommunisti-
schen Parteien Westeuropas mit der wachsen-
den Dynamik des Entspannungsprozesses auch 
in ihren außenpolitischen Konzeptionen vom 
sowjetischen Vorbild mehr oder weniger frei-
machen konnten, ja daß sie schließlich sogar 
ihrerseits durch autonome Beiträge und spezi-
fische Neuordnungsvorstellungen versuchten, 
den Entspannungsprozeß zu beeinflussen und 
zu beschleunigen.
Dabei ist keine Frage, daß der mehr oder min-
der fortgeschrittene Verselbständigungsprozeß 
der relevanten westkommunistischen Parteien 
starke Impulse von außen erhielt. Der Kem 
ihrer taktischen und strategischen Überlegun-
gen ist die Bündnispolitik. Wenn ihre Posi-
tionen allmählich realistischer werden, so hat 
das viel damit zu tun, daß ihre potentiellen 
Bündnispartner einerseits lange und hart ge-
nug Widerstand leisteten, während sich ande-

1) Zitiert nach Le Monde, Paris, 1. 8. 1974, S. 4.
2) Hinweise dazu in meiner Studie: Was wollen die 
Westkommunisten?, in: Deutschland Archiv, Nr. 6, 
1973, S. 603—617. 



erseits die Aussicht auf einen umwälzenden 
Anstoß von außen immer weiter verminderte. 
Ner nach allem, was in Osteuropa und zwi- 
dien Moskau und Peking vorgefallen ist, 
leute in Italien, Frankreich oder Spanien 
Bündnispartner finden will, die sich auf einen 
Koalitionspakt mit den Kommunisten einlas-
en, der muß ihnen weit entgegenkommen und 
cann nicht einfach die Generallinie der KPdSU 
ibernehmen. Das bestätigt in einer parteiin- 
emen Broschüre Sergio Segre, der außenpoli- 
Ische Experte der KPL Es gebe, so Segre, in 
Westeuropa eine Reihe kommunistischer Par-
teien, deren außenpolitische Tätigkeit sich 
analog zu ihrer Innenpolitik in reinen Propa- 
jandaaktivitäten erschöpfe. Eine Partei je-
doch, die „Teil einer Regierungsmehrheit wer-
den und schon jetzt Vorkämpfer einer neuen 
Orientierung sein will", müsse anstelle von 

Propaganda „Politik machen und sich die Mög-
lichkeit schaffen, auf die politische Lage Ein-
fluß zu 3 nehmen" ).
Wenn sich die folgende Untersuchung im we-
sentlichen auf die französischen und italieni-
schen Kommunisten beschränkt (und nur am 
Rande auf die griechische, portugiesische und 
spanische KP eingeht), so ist darauf zu ver-
weisen, daß es sich bei ihnen um die beiden 
größten und einflußreichsten kommunistischen 
Parteien Westeuropas handelt. Nicht zufällig 
waren sie die einzigen nichtregierenden Par-
teien, die von Stalin in das 1947 gegründete 
Kominform-Büro aufgenommen wurden. Ihr 
Eintritt in die Regierung würde erheblichen 
Einfluß auf die Politik ihrer Nachbarländer, 
auf das westliche Bündnis sowie auf den Pro-
zeß der (west-) europäischen Einigung aus-
üben.

II. Die Entspannungspolitik der Westkommunisten: 
Im Schnittpunkt zweier Welten

Ausgangspunkt jeder Untersuchung über die 
westeuropäischen kommunistischen Parteien 
und ihre außenpolitischen Zielsetzungen muß 
die Tatsache sein, daß sie als Teil des jeweili-
gen nationalen Lebens einerseits und der in-
ternationalen kommunistischen Bewegung an-
dererseits im Schnittpunkt zweier Welten 
stehen. Aller Voraussicht nach werden die 
Westkommunisten auch in Zukunft diese dop-
pelte Verankerung, die ihre eigentliche Natur 
ausmacht, nicht aufgeben. Doch das ist für die 
Frage nach Charakter und Motivation ihrer 
Außen- und Entspannungspolitik auch nicht 
entscheidend. Entscheidend ist vielmehr, in 
welcher Beziehung der nationale und inter-
nationale Aspekt für die Einzelparteien steht: 
Ist die Loyalität zum sowjetisch geführten Teil 
der kommunistischen Weltbewegung oder zur 
Sowjetunion selbst der ausschlaggebende Fak-
tor, wie beispielsweise die französische Kom- 
munismusforsche

4
rin Annie Kriegel noch heute 

im Hinblick auf die KPF meint? ) Oder suchen 
die Parteien heute ihre verschiedenen Interes-
sen, unter denen die internationalistische Di- 
Pension eine unter mehreren ist, autonom aus- 
zubalancieren, wie es die meisten Beobachter 
beispielsweise hinsichtlich der KPI annehmen? 
Diese Frage kann hier nicht im einzelnen er-

3)Sergio Segre, L’azione del PCI per una diversa 
Putica estera dell'Ttalia, in: La funzione della 

sse operaia nella lotta antiimperialista, hrsg.
Lj® Institut .Palmiro Togliatti“, Rom 1973, S. 73 
™110, hier S. 74.

4)Vgl.  dazu Annie Kriegel, La dimension inter- 
N 2nale du PCF, in: Politique etrangere (Paris), 
Nr 5, 1972, S. 639—669, hier S. 640. 

örtert werden und ist für die großen kommu-
nistischen Parteien Westeuropas auch nicht 
ganz einheitlich zu beantworten. Nur so viel 
ist sicher: Nachdem sie im Zeichen der Komin- 
form-Reglementierung und der Ost-West-Kon-
frontation noch einmal eine bedingungslos 
prosowjetische Position bezogen hatten, gin-
gen sie mit dem Abflauen des Kalten Krieges 
zunehmend dazu über, ihre außenpolitischen 
Vorstellungen an ihrem innenpolitischen Ziel 
einer Regierungsbeteiligung zu orientieren, 
um damit den „friedlichen Weg zum Sozialis-
mus" zu ebnen. Ihre Außenpolitik, bis dahin 
fast ausschließlich durch äußere Faktoren be-
stimmt, wird seither mehr und mehr innen-
politisch motiviert. Hinter dieser neuen, lang-
fristig angelegten Strategie der Westkommu-
nisten stehen zwei eng miteinander verbun-
dene Überlegungen. Die eine bezieht sich auf 
den Charakter der sowjetischen Außenpolitik, 
die andere auf die Veränderung des Kräfte-
verhältnisses zwischen der Sowjetunion und 
ihren osteuropäischen Gefolgsstaaten einer-
seits und den USA mit ihren westlichen Ver-
bündeten andererseits.

1. Der Einfluß des internationalen
Kräfteverhältnisses

Was den ersten Punkt angeht, so galt seit 
Lenin auch für die Westkommunisten die Re-
gel, die politischen Perspektiven ihres jewei-
ligen Landes und damit ihre nationalen Ak-
tionsmöglichkeiten nicht isoliert, sondern nur 
in enger Beziehung zum globalen „Kräftever-
hältnis zwischen Imperialismus und Sozialis-



mus" zu sehen. Für sie hatte daher zunächst 
die Stärkung der Sowjetunion sowie die Kon-
solidierung des Sozialismus in Osteuropa Prio-
rität: Sie waren der Ansicht, daß ein immer 
mächtiger werdendes „politisches, wirtschaft-
liches und militärisches System“ sozialistischer 
Staaten „eine der wesentlichen Bedingungen 
für die revolutionäre Zuversicht und dafür 
ist, den Kampf für Frieden, die Bandung-Poli-
tik, die Suche nach nationalen Wegen und 
neuen demokratischen und revolutionären 
Bündnissen im kapitalistischen Westen zu er-
möglichen" 5). Nicht zuletzt aus diesem Grun-
de hatten die italienischen und französischen 
Kommunisten 1944/45 die Pläne militanter 
kommunistischer Partisanengruppen für eine 
gewaltsame Eroberung der Macht in den von 
den Alliierten kontrollierten Ländern wie 
Frankreich, Italien und Griechenland verwor-
fen und sich für eine Zusammenarbeit mit den 
bürgerlichen und sozialistischen Parteien ent-
schieden: Sie wollten dem Westen keinesfalls 
einen Vorwand liefern, um seinerseits die 
Konsolidierung des Kommunismus in Ost-
europa in Fra 6ge zu stellen ).
So gesehen war es dann ebenso konsequent, 
nach Ausbruch des Kalten Krieges auf Kon-
frontationskurs zu gehen und dem Komin- 
formbüro beizutreten 7 ) — einer Institution 
also, die von Stalin vor allem dazu ausersehen 
war, die Positionen des Sozialismus in Ost-
europa zu festigen sowie die Westpolitik im 
Sinne Moskaus zu koordinieren und einen an-
geblich drohenden Angriff des Westens ge-
schlossen abzuwehren. Genau betrachtet war 
es geradezu eine der Hauptaufgaben der Kom- 
inform-Organisation, die Politik der französi-
schen und italienischen Kommunisten den 
neuen Bedingungen der sowjetischen Diploma-
tie anzupassen. Durch eine konsequente Op-
position gegen Truman-Doktrin und Marshall- 
Plan sollten sie dazu beitragen, eine Herr-
schaft der Amerikaner über Westeuropa zu 
verhindern oder wenigstens deren Einfluß auf 
den Alten Kontinent zu neutralisieren. In die-
sem Sinne führten sie einen bedingungslosen, 
mit den sowjetischen Konzeptionen abge-
stimmten parlamentarischen und außerparla-
mentarischen Kampf gegen die zunehmende 

wirtschaftliche und militärische Zusammen,
beit des Westens, die ausschließlich in ihi
antisowjetischen Dimension gesehen wurc
Noch 1952 kam es in Paris zu blutigen Sti
ßenschlachten, als die KPF gegen die übe
nähme des NATO-Oberbefehls durch den U 
General Ridgway demonstrierte.
Dies änderte sich freilich — so weiter d 
Gedankengang der Westkommunisten —, a
das „sozialistische Lager" weitgehend kons 
lidiert und der Sowjetunion der Durchbru 
zur strategischen Parität mit den USA gelu 
gen war. In diesem Moment konnte die poi
tische, ökonomische und militärische Stärkur
der UdSSR und der übrigen sozialistische
Länder in ihrem Verständnis nicht mehr d 
einzige Bedingung einer Ausweitung „des Sc
zialismus" sein 8), zumal sich ihre eigenen Vo 
Stellungen dessen, was die Wesenszüge eine
sozialistischen Gesellschaft ausmacht, von de 
nen die KPdSU mittlerweile z. T. stark abzi
heben begannen. Die Westkommunisten zöge 
aus alldem die Konsequenz, außenpolitisc
von der Defensive — der Verteidigung de
„sozialistischen Lagers" — in die Offensiv 
überzugehen und Konzeptionen zu entwickeln
die sich in erster Linie an ihren eigenen innen
politischen Interessen orientierten.

5) V. Gerrantana/A. Reichlin, Contro la dottrina 
marxista-leninista e l’unitä del movimento comu- 
nista, in: Rinascita (Rom), Nr. 5, 1958, S. 321—332, 
hier S. 328.
6) Vgl. dazu den Aufsatz von Giorgio Caccarino,
Die Wiederherstellung der Demokratie in Italien,
in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Nr. 3, 
1973, S. 285—324, passim.
7) Zum Kominform-Büro vgl. den Beitrag von Gün-
ther Nollau, in: Sowjetsystem und demokratische
Gesellschaft: Die kommunistischen Parteien der
Welt, Freiburg-Basel-Wien 1969, Spalte 32—37.

2. Die Einschätzung der sowjetischen 
Außenpolitik

Hierin wurden sie durch die erwähnte zweite
Überlegung — die Frage nach dem Charaktei
der sowjetischen Außenpolitik — noch weite:
bestärkt: Die Westkommunisten begännet
darüber nachzudenken, ob nicht die Moskauei
Außenpolitik primär den Interessen des
Sowjetstaates und weniger denen der kommu-
nistischen Weltbewegung dient. Zwar hatte 
es schon zu Zeiten der Komintern und beson-
ders 1939—41 kontroverse Diskussionen übei
„das Verhältnis von Revolution und Staats-
macht, die Widersprüche zwischen Verteidi-
gungsstrategie der UdSSR und der internatio-
nalen Taktik, zwischen sozialistischen Staaten
und kommunistischer Weltbewegung“ gege 
ben. Diesen „verwickelten, kaum auflösbaren 
Problemknoten" hatte der Sieg der Sowjet-
union allerdings „zunächst einm

9
al durchge. 

hauen" ) und der kalte Krieg weiter verdeckt:

8) Vgl. dazu den Entwurf für ein neues Parteipro 
gramm der KP Spaniens, Radio Espana Indepen, 
diente 11.—26. 12. 1973, englisch in: Joint Pubu- 
cations Research Service: Translations on Wes e 
Europe, Washington, Nr. 471, 1974, S. 24—74, i 
S. 36; ähnlich äußerten sich die italienischen Ko 
munisten. „ dor
9) Rossana Rossanda, Die sozialistischen Lan ■ 
Ein Dilemma der westeuropäischen Linken, 
Kursbuch, Berlin, Nr. 30, 1972, S. 1—34, hier 



e Opfer der Sowjetunion bei der Zerschla- 
ng des deutschen Faschismus sowie ihr 
impf gegen den „amerikanischen Imperialis- 
as" ließen bei den Westkommunisten zu- 
chst keinen Zweifel am revolutionären Cha- 
kter der sowjetischen Außenpolitik auf- 
mmen. Erst nach dem Abflauen der Ost- 
est-Konfrontation zeigte sich in aller Deut- 
hkeit, daß sich die sowjetische Außenpolitik 
cht unbeding

10

11

t mit den Interessen der West- 
ommunisten und ihren Vorstellungen von 
ner revolutionären Politik deckt. Spätestens 
e Intervention in der Tschechoslowakei 
hrte ihnen brutal vor Augen, daß sich die 
ußenpolitik Moskaus in erster Linie von 
lem Interesse und der Staatsräson der 
owjetunion" ) leiten läßt und darüber die 
iteressen ihrer westlichen Bruderparteien 
rgißt. Als beispielsweise die spanischen 
ommunistenführer Dolores Ibärruri und 
antiago Carrillo am 22. August 1968 in Mos- 
au gegen die Intervention protestierten, er- 
Selten sie von Politbüromitglied Suslow zur 
ntwort, die KPSp sei eine „kleine Partei", 
eren Interessen nicht über denen des Sowjet- 
taates stehen könnten ).

aus diesen Erfahrungen zogen die großen 
ommunistischen Parteien Westeuropas nicht 
twa die Konsequenz, den Machtzuwachs der 
owjetunion und der mit ihr verbündeten ost- 
uropäischen Staaten geringzuschätzen (wenn- 
leich eine Partei wie die KPI sich zunehmend 
berzeugte, daß die Politik der Entspannung 
icht auf der einseitigen Schwächung

12

 einer 
.er beiden Supermächte aufbauen kann, son- 
em die Wahrung eines gewissen Gleichge- 
vichts der Kräfte voraussetzt). Auch nahmen 
ie das sowjetische Verhalten nicht zum Anlaß, 
is zum Bruch mit der KPdSU und dem von ihr 
irganisierten Teil der kommunistischen Welt- 
ewegung kommen zu lassen. Vielmehr gin- 
en sie daran, den proletarischen Internatio- 
lalismus mit neuem Inhalt zu füllen und die 
nteressen Moskaus nicht mehr ohne weiteres 
nit denen der gesamten kommunistischen Be- 
wegung zu identifizieren, denn „die Grenzen 
les Sozialismus fallen nicht mehr mit denen 
der sozialistischen Länder zusammen" ). ,Inter-

) So KPSp-Generalsekretär Santiago Carrillo, Mas 
Pole mas actuales del socialismo, in: Nuestra 
sand era, Nr. 59, 1968. Ähnliche Äußerungen finden 
j. au ® bei KPI-Politikern wie Politbüromitglied 
“8tao, Problemi dell'edificazione socialista, in: 
nuca Marxista (Rom), s 88—103, hier S. 99.
orennando Claudin, II travaglio del PC spagnolo: 

0 scissione, il Manifeste (Bari), Nr. 12, 
19, S. 61—72, hier S. 64.
vorserstmals Luigi Longo in einer ZK-Rede zur 
konfrentung der dritten kommunistischen Welt- 
bis IC,ht,ins: 1 ‘Unit (Mailand), 28. 5. 1969, S. 8 

nationalist sein heute' — das heißt für sie, die 
Interessen sämtlicher Abteilungen des „anti-
imperialistischen Kampfes" gleichermaßen zu 
berücksichtigen: die der Kommunisten in 
den westlichen Ländern und die der nationa-
len Befreiungsbewegung in der Dritten Welt 
ebenso wie die der sozialistischen Staaten. 
Vor allem aber heißt .Internationalist sein 
heute’ für sie, den Sozialismus durch die Er-
oberung von Machtpositionen im eigenen 
Lande zu stärken. Diese Akzentverlagerung, 
die sich nicht zufällig erstmals in dem von der 
dritten kommunistischen Weltkonferenz (Juni 
1969) verabschiedeten Hauptdokument13 ) fin-
det, scheint heute bei entsprechenden Ausein-
andersetzungen zwischen der KPdSU einer-
seits und den relevanten Westkommunisten 
andererseits eine wichtige Rolle zu spielen.

13) Abgedruckt in Internationale Beratung der kom-
munistischen und Arbeiterparteien Moskau 1969, 
Prag 1969, S. 12—49, hier S. 44.
14) Angelo Oliva, Problemi della politica estera dai 
paesi socialisti, in der gleichnamigen Broschüre, 
hrsg. vom Institut „Palmiro Togliatti", Rom 1973, 
S. 3—31, hier S. 29.
15) Erklärung der Brüsseler Konferenz der west-
europäischen kommunistischen Parteien vom Ja-
nuar 1974, in: Neues Deutschland, 1. 2. 1974, S. 6 f„ 
hier S. 6.

Somit wurde die Außenpolitik der großen 
kommunistischen Parteien Westeuropas mehr 
und mehr zu einer Funktion ihrer jeweiligen 
Innenpolitik — ein Wandel, der sich auch auf 
ihre Einschätzung der Politik der „friedlichen 
Koexistenz" auswirkte. In der Ubergangs- 
phase der späten 50er und frühen 60er Jahre 
noch immer ein eher defensives Instrument 
zur Wahrung des Friedens und zur Sicherung 
des ungestörten Ausbaus des „sozialistischen 
Lagers", gewann sie in ihrem Verständnis 
seither immer deutlicher die Konturen eines 
offensiven Entspannungskonzepts: Sie streifte 
zunehmend den Charakter „steriler Polemik" 
ab und wurde zu einem „dynamischen Ele-
ment der politischen Realitä 14t" ).  Im Zeichen 
wachsender Verständigung und Zusammen-
arbeit der Supermächte und ihrer Verbünde-
ten schuf die friedliche Koexistenz in ihren 
Augen „den Werktätigen und Völkern" bes-
sere Bedingungen, „durch Stärkung und Festi-
gung ihrer Aktionseinheit und Entwicklung 
ihrer gegenseitigen Solidarität, für Frieden, 
Freiheit, Unabhängigkeit, Fortschritt und So-
zialismus den Klassenkampf in jedem einzel-
nen Land und auf internati

15
onaler Ebene mit 

größerer Festigkeit zu führen" ).
Schon hier sei angemerkt, daß diese als offen-
sives Entspannungskonzept gedeutete fried-
liche Koexistenz die Westkommunisten in 
einen wachsenden Gegensatz zur KPdSU 



einen zeigt 
16

ihr Protest gegen die Intervention 
in der Tschechoslowakei ) sowie gegen die 
Theorie der „beschränkten Souveränität“ so-
zialistischer Staaten, daß sie nicht bereit sind, 
mit den Sowjets die Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz nur auf die Beziehungen zwischen 
Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung zu beschränken, für die Beziehungen zwi-
schen sozialistischen Staaten jedoch einen-
gend die besonderen Regeln des „sozialisti-
schen Internationalismus" anzuwenden. Für 
sie gelten die Prinzipien der friedlichen Koexi-
stenz, soweit sie die in der UNO-Charta fest-
gelegten Grundsätze zwischenstaatlicher Be-
ziehungen meint, für die Beziehungen zwi-
schen „sämtlichen", also auch zwischen den 

17sozialistischen Staaten ). Im Anschluß an die 
Intervention nahm KPI-Chef Longo ausdrück-
lich mehrfach auf die Erklärung der Sowjet-
führung vom 30. Oktober 1956 Bezug, in der 
Moskau sich für die Unabhängigkeit, Souve-
ränität, Rechtsgleichheit sowie Autonomie 

18
aller 

sozialistischen Staaten ausgesprochen hatte ). 
Zum anderen äußerten die relevanten kommu-
nistischen Parteien Westeuropas mehr oder 
weniger offen die Befürchtung, die Sowjets 
könnten mehr an Stabilität und Kontinuität 
als an revolutinären Entwicklungen in West-
europa interessiert sein, d. h. durch die von 
ihnen praktizierte Form der friedlichen Ko-
existenz den sozialen und politischen Status 
quo in der Welt festigen und damit die West-
kommunisten faktisch zum Verzicht auf die 
Eroberung der Macht in ihren Ländern zwin-
gen. Hierauf wi

19
rd später zurückzukommen 

sein ).

was uuu -E AuiiM eien v •I>lellungen ( 
Westkommunisten angeht, so erzielten sie < 
ihrer Brüsseler Konferenz vom Januar 19 
Einvernehmen darüber, daß in Europa „< 
dem Wege der Entspannung und der frit 
liehen Koexistenz zwischen den Staaten i 
verschiedenen Gesellschaftsordnungen bede 
tende Fortschritte erzielt" wurden. Heute l 
stünden reale Möglichkeiten, auf der KS 
„ein festes Fundament für die kollektive 
cherheit und für die Entwicklung norma 

und vorteilhafter Beziehungen zwischen d 
europäischen Staaten auf der Grundlage c 
friedlichen Koexistenz zu legen", die politisc 
Entspannung durch eine militärische Entspa 
nung zu ergänzen und damit die „Perspekti 
der Überwindung der einander entgegeng 
setzten Militärblöcke" zu öffnen, die heu 
Europa und die Welt teilten. Für Westeuro 
bedeutet das letztlich, sich aus der Abhängi 
keit von den USA zu lösen und eigene Ko 
zeptionen zu entwickeln: „Ein solches frie 
liches, demokratisches und unabhängig 
Westeuropa, das sich aus der Abhängigke 
von den Vereinigten Staaten und den inte 
nationalen Monopolen frei gemacht hat, kar 
eine Rolle im Interesse der Völker und di 
Friedens in der ganzen Welt spielen, es kar 
seinen eigenen Beitrag zur Entspannung, zt 
Abrüstung und zur Verständigung zwische 
den Völkern leisten. Ein solches Westeurop 
und seine einzelnen Länder können Bezit 
hungen der friedlichen Zusammenarbeit ai 
der Grundlage der vollen Gleichberechtigun 
und im Interesse der Völker sowohl zu de 
Vereinigten Staaten als auch zu den sozial 
stischen Ländern, zu den jungen Nationalstaf 
ten und allen anderen Ländern herstellen."

16) Die portugiesischen Kommunisten ausgenom-
men; sie stimmten seinerzeit der Intervention zu.
17) Interview mit dem KPI-Vorsitzenden Luigi 
Longo, Sui problemi internazionali: Dieci domande 
a Luigi Longo, in: Rinascita, Nr. 22, 28. 5. 1971, 
S. 1—4, hier S. 2. Hervorheb. durch Longo.
18) Vgl. Longos Bericht an das ZK, LUnitä, 28. 8. 
1968, S. 3 f. Die sowjetische Erklärung ist abge-
druckt in: Prawda, 31. 10. 1958, S. 1.
19) Siehe unten S. 31.

20) Erklärung von Brüssel, a. a. O,. S. 6 (Arun- 15
21) Abgedruckt in: Maurice Thorez, °U
choisies en trois volumes, Band 2, Paris löt’ ‘
452.

III. Entspannungs- und Neuordnungskonzeptionen
Damit knüpfen die Westkommunisten im 
Grunde an ihre außenpolitische Konzeption 
der ersten Nachkriegsjahre wieder an. Damals 
hatten sie das fortdauernde Einvernehmen 
zwischen den Siegermächten begrüßt und un-
terstützt, weil es den allmählichen Abbau der 
im Krieg entstandenen Einflußzonen versprach 
und ihnen die'Chance bot, ihr Ziel eines fried- 

liehen Weges zum Sozialismus zu verwirk 
liehen. In seinem vielbeachteten Times-Inter 
view vom November 1946 verwarf KPF-Ge 
neralsekr

21

etär Maurice Thorez „jede Blockpoli 
tik" und bezeichnete „das Einvernehmen (en 
tente) zwischen unseren großen englischen 
amerikanischen und sowjetischen Alliierten 
als „notwendig und unerläßlich" ).  Noch in 
Juli 1947 stemmte sich sein italienischer Kol-
lege Togliatti in einer Kammerrede mit aller 
Entschiedenheit gegen die sich abzeichnende 
Teilung Europas in zwei Blöcke, weil er als 
Konsequenz ein Zerbrechen der „demokrati-
schen und antifaschistischen Einheit" befurc



, „die den Widerstand getragen sowie die 
ublik und die italienische Verfassung ge- 
affen hatte" 22 ). Wie schwer es den West- 
amunisten damals fiel, die vom Kominform 
tierte Linie der außenpolitischen Konfron- 
on zu übernehmen und damit die auch in 
ndsätzlichen Erwägungen wurzelnde Linie 
innenpolitischen Zusammenarbeit aufzuge- 

i, schildert eindrucksvoll Eugenio Reale, der
Vertreter der KPI zusammen mit Luigi 

23
igo an der Gründungsversammlung des Ko- 
form-Büros teilnahm ).
ichwohl dürfen die Unterschiede gegen- 
ir der Nachkriegsphase nicht übersehen 
rden. Damals hatte Stalin die Westkom- 
nisten soweit in der Hand, daß er sie ohne 
>ße Mühe auf die neue Linie festlegen konn- 
Heute jedoch haben sie sich durch ihr An- 

üpfen an die jeweiligen nationalen Tradi- 
nen und Bedingungen auch außenpolitisch 
weit verselbständigt, daß ihre Konzeptionen 
d Zielvorstellungen sich stark unterscheiden, 
d von außen nicht mehr ohne weiteres in 
ie einheitliche Stoßrichtung gelenkt werden 
nnen (es sei denn, es handelt sich um vor- 
hmlich propagandistisch motivierte Unter- 
itzungsaktionen im Zeichen der antiimperia- 
tischen Solidarität wie im Falle Kuba, Viet- 
münd Chile).
m ehesten lassen sich noch die Konzeptionen 
r griechischen KP (moskautreuer Flügel) und 
r portugiesischen Kommunisten mit den 
wjetisdien Vorstellungen in Einklang brin- 
n. Beide Parteien treten grundsätzlich für 
e völlige Herauslösung ihrer Länder aus der 
ATO ein, 
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und zwar nicht zuletzt deshalb, 
eil sie ihr zum Vorwurf machen, in die in- 
eren Angelegenheiten des Landes eingegrif- 
n und die reaktionären Diktaturen gegen 
ie Bevölkerungsmehrheit gestützt zu ha- 
n).  Unterschiede bestehen freilich in tak- 
scher Hinsicht: Während die KP Griechen- 
nds im Hinblick auf das Versagen des Bünd- 
isses in der Zypernfrage auf „den völligen 
ustritt aus der NATO" sowie auf „die Auf- 
ebung der ungerechten Verträge mit dem 
entagon“ dringt25 ), gab KPP-Generalsekretär 

—varo Cunhal mehrfach zu erkennen, daß

26) Le Monde, 6./7. 10. 1974, S. 1 f„ hier S. 2.
27) So in ihrem Programm von 1971 Changer de 
cap: Programme pour un gouvernement dmocrat- 
que d'union populaire, Paris 1971, S. 220.

3 Sergio Segre, a. a. O., S. 87 (Anm. 3).
I tugenio Reale, Nascita del Cominform, Verona 1938,

"Vgl. dazu die Reden des damaligen KPGr-Ge- 
ns sekretärs Kostas Kolijannis und seines portu- 

inm™ en Kollegen Alvaro Cunhal auf der dritten 
hatnunistischen Weltkonferenz von 1969, Inter- 
bottona e Beratung der kommunistischen und Ar- 
hiererParteien Moskau 1969, Prag 1969, S. 684—689, 
Ilm. .5f” bzw. S. 484—494, hier S. 489.
ks In T* mit Generalsekretär Charilaos Flora- 
tiers.iideue teit (Moskau), Nr. 6, 1975, S. 10 U 

seine Partei die Zugehörigkeit des Landes zur 
Atlantischen Allianz gegenwärtig nicht zur 
Diskussion stellen will. In einem Interview 
mit der Pariser Zeitung „Le Monde" antwor-
tete er auf eine entsprechende Frage: „Es gibt 
amerikanische Basen auf dem portugiesischen 
Territorium. Sie existieren. Portugal gehört 
zur NATO. Das sind schwerwiegende Pro-
bleme, die in dem allgemeinen Rahmen der 
europäischen Sicherheit, der Zusammenarbeit 
und einem neuen Klima internationaler Ent-
spannung gelöst werden müssen. Ich glaube, 
daß man die Außenpolitik in dieser Frage ge-
genwärtig n 26icht ändern muß." )
Die Vorstellungen der französischen Kommuni-
sten unterscheiden sich nicht grundsätzlich 
von denen ihrer beiden Bruderparteien. In 
taktischer Anknüpfung an bestimmte gaulli-
stische Traditionen laufen ihre Bemühungen 
letztlich darauf hin, die noch bestehenden Bin-
dungen des Landes an die NATO vollends zu 
lösen, für Frankreich als unabhängigen, souve-
ränen Staat die „volle Freiheit d

27
er Initiative 

wiederzuerlangen" ) und aktiv für ein Sy-
stem der Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa einzutreten. Auch sie mußten freilich 
wie die Portugiesen im Bündnis mit den Sozia-
listen taktische Konzessionen machen: Mitter-
rand ist ein überzeugter Anhänger der politi-
schen Integration Westeuropas, und bei allen 
Vorbehalten gegenüber den USA denkt er 
ebensowenig wie de Gaulle an einen Aus-
tritt aus der politischen Organisation der 
NATO (jedenfalls solange nicht gleiche Sicher-
heit zwischen Ost und West gewährleistet ist). 
Was schließlich die italienische KP angeht, so 
steht sie in wesentlichen Punkten den Konzep-
tionen der französischen Sozialisten näher als 
denen der Kommunisten: Ihre Entspannungs-
politik gründet sich auf die Annahme, daß 
die Blöcke noch lange weiterexistieren und 
nur in einem langen Prozeß abgebaut werden 
können. Aus dieser Sicht will die KPI die 
NATO akzeptieren und sich darüber hinaus 
aktiv am wirtschaftlichen und politischen Aus-
bau der EG beteiligen — eine Position, für 
die sie in den letzten Jahren in der spani-
schen KP einen Verbündeten gefunden hat.
Genau betrachtet spitzt sich das Problem der 
Entspannungskonzeption der Westkommuni-
sten und ihrem Realitätsgehalt auf die Frage 
zu, ob sie von einer gewissen Symmetrie bei 
der Überwindung der Blöcke ausgeht, oder ob 
sie an einer asymmetrischen Lösung mit der 
Wirkung einer einseitigen Schwächung des 26



Westens festhält. Für das erste Modell haben 
sich die Italiener und Spanier, für das zweite 
— mit taktischen Varianten — die Franzosen, 
Portugiesen und Griechen entschieden.

1. Das Entspannungskonzept der KPF

An dieser Stelle ist es nicht möglich, ausführ-
lich auf die einzelnen Etappen des Kampfes 
der Westkommunisten für die friedliche Ko-
existenz einzugehen. Was die französischen 
Kommunisten betrifft, so identifizieren sie sich 
voll mit den Methoden und Zielen der so-
wjetischen Koexistenzpolitik. Im Gegensatz zur 
KPI28 ) unternahmen sie auch keine eigenen 
Schritte, um durch parteidiplomatische Ver-
mittlungsaktionen den Entspannungsprozeß 
zwischen den Supermächten und ihren Verbün-
deten aktiv zu unterstützen. Zum einen fühlen 
sie sich bis heute der sowjetischen Außenpo-
litik so eng verbunden, daß sie autonome und 
damit glaubhafte Initiativen etwa in der 
Deutschlandfrage weder entfalten konnten 
noch wollten. Vor allem aber konnten sie dar-
auf bauen, daß de Gaulle mit seiner gesamt-
europäischen Politik der detente-entente- 
cooperation (Entspannung-Einvernehmen-Zu-
sammenarbeit) ihren eigenen Zielen ohnehin 
weit entgegenkam: KPF-Generalsekretär Mar- 
chais scheute sich nicht, diese griffige Formel 
des Generals später für seine Partei zu über-
neh 29men ).

28) Siehe unten S. 25 ff.
29) In einer Rede vor dem ZK der KPF, in l'Huma- 
nit, 22. 1. 1972, S. 7.

30) So Generalsekretär Marchais in einer ZK-Rede 
in: l-Humanite, 22. 1. 1972, S. 7. Vgl. dazu auch 
Ronald Tiersky, Le PCF et la detente, in: EsP™ 
(Paris), Nr. 2, 1975, S. 218—241, hier S. 228.
31) Changer de cap, a. a. O., S. 17 (Anm. 27).
32) Vgl. das Programm „Changer de cap , 4 Ane
S. 222 ff. Zur Problematik der „force de EaPPa
siehe das interessante Gespräch zwischen Gen
Buis, dem Vorsitzenden der „Fondation Pou
etudes de defense nationale", und Paul au
Mitglied des Politbüros der KPF, in: France
veile (Paris), Nr. 1510, 22. 10. 1974, S. 12.1 
33 Pressekonferenz der KPF unter Leitun 9 . 
Paul Laurent zu Fragen der nationalen ver 
gung, in: l'Humanite, 23. 2. 1973, S. 5.
34) So ZK-Mitglied Jean Kanapa, Leiter der 2 
nationalen Abteilung der KPF, in: 1 Huma 
2. 1975, S. 5 („Mourir pour Rockefeller ).

In der Tat konnten die französischen Kom-
munisten in ihren außenpolitischen Konzep-
tionen zumindest verbal vielfach an die Vor-
stellungen de Gaulles anknüpfen, beispiels-
weise dann, wenn es darum ging, die Bin-
dungen Frankreichs an den Westen zu lockern 
und die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
dem Osten zu verstärken. Ab 1963 gingen sie 
daher zunehmend dazu über, die „positiven 
Aspekte der gaullistischen Außenpolitik" her-
vorzuheben. Seit seinem Rücktritt im April 
1969 fühlen sie sich geradezu als die Sach-
walter des Generals, dazu berufen, seine 
außenpolitische Linie gegen wachsende proat-
lantische Tendenzen seiner Nachfolger zu ver-
teidigen. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich 
freilich, daß die Übernahme des gaullistischen 
Vokabulars keineswegs immer auch die Über-
nahme gaullistischer Inhalte bedeutet.
Als Kernpunkt ihrer Entspannungskonzeption 
nennt die KPF neben dem allgemeinen Wunsch 
nach Friedenssicherung das Ziel, die volle 
Unabhängigkeit und Souveränität des Landes 
wiederzugewinnen, die durch die Zwänge ei-

ner letztlich von den USA auferlegten „b
schränkten Souveränität" 30)  stark bedro
seien. Dabei geht es ihr vor allem darum, di
Franzosen die Möglichkeit offenz

31

uhalten, oh 
äußere Einmischung über die politische, wii
schaftliche und soziale Zukunft des Land'
selbst zu bestimmen, d. h. sich gegebenenfal
auch für den sozialistischen Weg zu entsche 
den: „Die nationale Unabhängigkeit ist d
sine qua non der demokratischen Entwid
lung." )
Im Unterschied zu den Gaullisten will d 
Partei mit dem von ihr proklamierten Ziel di
nationalen Unabhängigkeit und Souveränit 
jedoch nicht die Voraussetzung für eine gri
ßere nationale Machtentfaltung schaffen. Si
tritt im Gegenteil für die Einstellung der frai
zösischen Atomrüstung und für die Vernid 
tung des vorhandenen Atompotentials sowi
für die Beteiligung Frankreichs an sämtliche
Abrüstungsverhandlungen ein. Die Stärke de
Streitkräfte müsse so bemessen sein, daß si
in der Lage wären, die Verteidigung des ne
tionalen Territoriums zu übernehmen32 ). De 
bei dürfe man sich nicht von vornherein ar
einen bestimmten Gegner beziehen, sonder
man müsse zu der von de Gaulle ausgearbei
teten Rundumverteidigung wieder zurück 
kehren, um „jedem möglichen Angreifer, we
auch immer es sei, entgegentreten" zu kön
nen33 ). Bezeichnenderweise drohten die sozia
listisch-kommunistischen Verhandlungen übe 
das Gemeinsame Regierungsprogramm 197:
nicht an der Frage der Verst

34

aatlichungen ode 
des Verhältnisses zum Sowjetmodell zu schei 
tern, sondern an dem Problem, ob die „rui 
nöse, unnütze und gefährliche“ ) force de
frappe liquidiert (so die Kommunisten) ode:
auf dem gegenwärtigen Stand eingefroren wer 
den solle (so die Sozialisten).
So gesehen, kann es nach Ansicht der KPI
eine echte Entspannung in Europa erst be 
einer Auflösung der Blöcke sowie einer Wie'
derherstellung der vollen nationalen Souve 



An dieser Position hat sich, wie aus einer Rede 
des Leiters der Internationalen Abteilung, 
ZK-Mitglied Jean Kanapa, hervorgeht, bis 
heute im Grundsatz wenig geändert. Vor dem 
ZK bezeichnete es Kanapa als „sehr positiv, 
daß die kommunistischen Parteien der soziali-
stischen Länder der Ansicht sind, daß ihre 
erste Aufgab

38

e mehr denn je in der Stärkung 
der sozialistischen Gemeinschaft auf allen 
Ebenen besteht“ ).
Der Unterschied zur ausgewogenen Entspan-
nungskonzeption der italienischen Kommuni-
sten ist unübersehbar. Für die KPI sind, wie 
im einzelnen zu zeigen sein wird, Fortschritte 
in der Politik der Entspannung heute im 
Grunde nur dann möglich, wenn dabei das 
bestehende Gleichgewicht der Mächte nicht in 
Frage gestellt wird. Für die KPF dagegen 
spielt der Gleichgewichtsgedanke keine we-
sentliche Rolle; sie sieht nach wie vor in der 
Stärkung der sozialistischen Gemeinschaft die 
beste Gewähr für einen Erfolg der Entspan-
nungspolitik.
Im Zeichen der Gespräche (seit 1963) und des 
Bündnisses (seit 1972) mit der nichtkommuni-
stischen Linken mußte die KPF ihre traditio-
nalistische Politik allerdings in wesentlichen 
Punkten modifizieren: Die Sozialisten waren 
nicht bereit, für eine Koalition mit den Kom-
munisten ihre politischen Grundsätze zu op-
fern, die EG zu einer politischen Union auszu-
bauen und die NATO endgültig erst dann zu 
verlassen, wenn eine ausgewogene Sicher-
heitsregelung zwischen Ost und West erzielt 
worden ist. Angesichts dieser Lage hatte die 
KPF, was die NATO angeht, bereits 1965 er-
klärt, daß der Rückzug Frankreichs aus der 
Atlantischen Allianz für die Kommunisten 
keine „Bedingung für unsere Beteiligung an 
der Aktion (gemeint ist die damalige, von 
Sozialisten und Kommunisten gemeinsam ge-
tragene Kandidatur Mitterrands für das Prä-
sidentenamt, d. Verf.) mit der Sozialistischen 
Partei und den anderen demokratischen Par-
teien“ sei39).

40) Programme commun de gouvemement du pä 
communiste et du parti socialiste, Paris ' 
deutsch Gemeinsames Regierungsprogramm 
und SP, Frankfurt 1972, S. 79.
41) Ebenda. .. .
42) Vgl. den offenen Brief Marchais' an PomPdan 
in: FHumanite, 27. 11. 1973, S. 2, sowie zuletztanste 
Kanapa, Mourir pour Rockefeller, in: "Hun sid 
24. 2. 1975, S. 5. In beiden Dokumenten finaeRei 
eine ausführliche Auflistung der militärischen 
tegrationsmaßnahmen.

In dem schon mehrfach zitierten „Gemeinsa-
men Regierungsprogramm" mit den Soziali-
sten von 1972 zeigte sich dann, wie weit die 
außenpolitische Konzessionsbereitschaft der 
Kommunisten geht (wie viel ihnen also an 
einer Regierungsbeteiligung liegt). Nach lan-
gen Verhandlungen rückten sie von ihrem 
Ziel einer völligen Herauslösung des Landes 
aus dem Atlantikpakt ab, wie es im eigenen

38) l’Humanit, 29. 5. 1973, S. 8. Hervorhebung 
durch Kanapa.
39) Bericht des Generalsekretärs Waldeck Röchet an 
das ZK, in: l’Humanit, 24. 9. 1965, S. 5 f„ hier S. 5. 

Programm von 1971 noch einmal formul 
worden war. Jetzt erklärten sie sich mit eir 
stufenweisen, parallelen Prozeß der Blc 
Überwindung einverstanden und gaben : 
mit einer „fortschreitenden Auflösung 
politisch-militärischen Bündnisse auf bei« 
Seiten" zufrieden,

40

 wobei die „gegenwärti, 
Bündnisverpflichtungen Frankreichs" in Re 
nung gestellt werden sollten. Weiter heißt 
im Gemeinsamen Regierungsprogramm: 
dem Maße, .wie auf dem Wege zur Schafft 
eines wirklichen kollektiven Systems der i 
ropäischen Sicherheit Fortschritte erzielt w 
den, wird die Regierung dafür eintreten, d 
geeignete Maßnahmen ergriffen werden, i 
die Länder Europas von den Lasten u 
Zwängen zu befreien, die sich aus ihrer 2 
gehörigkeit zu den entsprechenden Bündn 
sen ergeben." )

In europapolitischer Hinsicht schwenkte c 
Partei auf eine „doppelte Zielsetzung" ei 
„Beteiligung am weiteren Ausbau der EW 
und ihrer Institutionen sowie ein
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e gemei 
same Politik unter dem Gesichtspunkt, dafi 
einzutreten, sie von der Herrschaft des Gro 
kapitals zu befreien, ihre Institutionen zu d 
mokratisieren, die Forderungen der Werkt 
tigen zu unterstützen und die Arbeit der G 
meinschaft auf die Erfüllung ihrer Interesse 
auszurichten." )
Damit hatte die KPF, ohne ihre Grundsat 
Positionen aufzugeben, außen- und entspar 
nungspolitisch eine Kurskorrektur vollzöge; 
die eine gemeinsame Regierungspolitik m 
den Sozialisten ermöglicht hätte. Heute geh 
es ihr nicht mehr einfach um die Zerstörun 
von NATO und EG, sondern darum, das Ver 
hältnis Frankreichs zu beiden Organisationei 
nicht enger werden zu lassen, als es unte 
de Gaulle gewesen war. Daher kämpft sii 
gegenwärtig nicht für den Austritt Frankreich 
aus der Allianz, sondern gegen die zuneh 
mende faktische Reintegration des Landes in 
das Militärbündnis42). Daher zieht sie nicht 
mehr für die Auflösung der wirtschaftlichen 
Integration der EG zu Felde, sondern geg^n 
Pläne zur politischen und militärischen Inte 
gration der Gemeinschaft: In eigenartiger Um-
kehrung der Fronten beschuldigte schon vor 



Jahren der Internationalist (und KPF-General- 
sekretär) Georges Marchais den Nationalisten 
(und damaligen Verteidigungsminister) Michel 
Debre, die de Gaulle heiligen Prinzipien der 
nationalen Souveränität auf dem Altar einer 
vaterlandslosen Europäischen Gemeinschaft 
der Truste und Kartelle geopfert zu haben. 
Sogar die von de Gaulle ausgearbeitete Stra-
tegie der Rundumverteidigung werde über 
Bord geworfen zugunsten einer politischen und 
militärischen Integration, die dabei sei, sich 
zwecks militärischer Entlastung der USA in 
eine antisowjetische Neuauflage der 1954 ge-
scheiterten Europäischen Verteidigungsge-
meinschaft auf Nuklearbasis zu transformie-
ren").
Ins Positive gewendet tritt die KPF auf bila-
teraler Ebene für eine weitere Verbesserung 
der französisch-sowjetischen Beziehungen ein: 
Im Februar 1973 schlug sie den Abschluß eines 
förmlichen „Nichtangriffs- und Gewaltver-
zichtsvertrages" zwischen beiden Ländern 
nach dem Vorbil
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d des deutsch-sowjetischen 

Vertrages von 1970 vor ). Auf multilateraler 
Ebene müsse Frankreich seine Außenbeziehun-
gen so gestalten, daß es als unabhängiger und 
souveräner Staat eine aktive Rolle bei der 
Entspannung und bei der Errichtung eines 
Systems der kollektiven Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa spielen könne. In 
diesem Sinne betreibt sie eine Art Doppel-
strategie: Im Innern übt sie einen entsprechen-
den Druck auf die Regierung aus; auf inter-
nationaler Ebene beteiligt die KPF sich aktiv 
an der Vorbereitung der gesamteuropäischen 
Kommunistenkonferenz, die Kanapa zufolge 
das Ziel hat, „den Frieden in Europa zu orga-
nisieren' 45).

2. Die Entspannungskonzeption der KPI

Im Gegensatz zur KPF gingen die italienischen 
Kommunisten schon frühzeitig dazu über, 
eine aktive Politik der friedlichen Koexistenz 
zu betreiben. Sie hatten ohnehin den Konfron-
tationskurs des Kominform-Büros nicht voll 
mitgemacht, und als Stalin 1951 den KPI-Ge- 
neralsekretär Togliatti aufforderte, die Lei-
tung des Kominform-Sekretariats zu überneh-
men und der kraftlosen Organisation neues

1972 adio Europe 1, zitiert nach FHumanite, 13. 4. 

) Jean Kanapa auf der Pressekonferenz der KPF 
nitrragen der nationalen Verteidigung, in: l'Huma- nit, 23. 2. 1973, S. 5.
kRede auf der Warschauer Konsultativkonferenz 
18 munistischer Parteien Europas, in: l'Humanite, 
Budanot 2; vgl. auch seine Rede auf dem 
20. 12 1974 sorbereitungstreffen, in: l’Humanite, 

Leben einzuhauch
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en, lehnte dieser rundweg 
ab ).
War die Koexistenz-Propaganda der KPI zu-
nächst noch primär als militanter „Kampf für 
den Frieden“ und somit als flankierende Maß-
nahme zur Unterstützung der sowjetischen 
Anti-NATO-Politik angelegt, so gewann An-
fang der 60er Jahre der innenpolitische Aspekt 
die Oberhand: Die italienischen Kommunisten 
nahmen die Chance wahr, über das Problem 
der friedlichen Koexistenz mit der zweiten 
großen Macht des Landes — dem Katholizis-
mus — ins Gespräch zu kommen und vor al-
lem Einfluß auf die Politik der regierenden 
Christdemokraten zu gewinnen. In diesem 
Sinne war der Staatsbesuch Präsident Gron- 
chis in der Sowjetunion (1960) ein erster 
großer Erfolg für die KPI, zumal er gegen 
starken Widerstand rechter DC-Kreise (sowie 
einflußreicher Gruppen im Vatikan) durchge-
setzt worden war. Noch wichtiger war die 
Offnungspolitik Papst Johannes’ XXIII. gegen-
über der kommunistischen Welt, wie sie am 
deutlichsten in der berühmten Enzyklika Pa- 
cem in Terris vom April 1963 zum Ausdruck 
kam: Der Aufruf des Papstes zur Sicherung 
des Weltfriedens klang wie ein Echo auf die 
langjährigen Appelle Togliattis, durch die 
Verankerung der Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz einen nuklearen Weltkrieg zu ver-
hindern.
Seit Mitte der sechziger Jahre gingen die 
italienischen Kommunisten sogar noch einen 
Schritt weiter, indem sie ihre Bruderparteien 
zu verstärkten Entspannungsinitiativen auf 
internationaler Ebene aufforderten. Sie sahen 
die Aufgabe beispielsweise der Karlsbader 
Konferenz europäischer kommunistischer Par-
teien (April 1967) nicht wie die osteuropä-
ischen Kommunisten in erster Linie darin, 
durch einen extensiven Forderungskatalog an 
Bonn die als gefährlich erachteten ostpoliti-
schen Neuansätze der Großen Koalition im 
Keim zu ersticken. Die KPI verstand die Kon-
ferenz vor allem als Ausgangspunkt für einen 
Dialog zwischen Kommunisten, Sozialisten 
und Katholiken über Fragen der Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa47), und mehr-
fach äußerte sie — nicht zuletzt an die Adresse 
ihrer Bruderparteien — ihre Enttäuschung dar-
über, daß „Karlsbad nicht die Konsequenz poli-
tischer Initiative gehabt hat, die notwendig 
und ihrer unitarischen Plattform angemessen 

46) Vgl. dazu den Bericht von K. S. Karol, Le Monde 
8. 5. 1970, S. 1 und 5, sowie den Aufsatz und die 
Dokumentation von Helmut König, in: Osteuropa, 
Nr. 10, 1970, S. 699—706, bzw. A 703—718.
47) Vgl. dazu die Rede Longos in Karlsbad: Dis- 
corso a Karlovy Vary, hrsg. von der Abteilung für 
Öffentlichkeitsarbeit der KPI, Rom 1967.



gewesen wäre“ 48). Mit Schrecken erinnerten 
sich Spitzenpolitik
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er der KPI später daran, 
daß „der Genosse Ulbricht einmal bemerkte, 
Brandt sei schlimmer als Strauß“ ).
Am bemerkenswertesten aber war zweifel-
los, daß die KPI mit Wissen Moskaus, doch in 
eigener Verantwortung eine Reihe von Initia-
tiven startete, um durch konkrete Vermitt-
lungsaktionen zwischen Ost und West zur Be-
seitigung der wichtigsten internationalen Span-
nungsherde und damit zur Auflösung der star-
ren Fronten beizutragen. Diese hierzulande 
teilweise wenig bekannten Aktionen, die in der 
Geschichte der nichtregierenden kommunisti-
schen Parteien einmalig dastehen dürften, be-
zogen sich einmal auf Bemühungen um eine 
Beendigung des Krieges in Vietnam. Hier ver-
mittelte die KPI in den Jahren 1965/66 meh-
rere Kontakte zwischen dem Vatikan und Ha-
noi. Der heutige Parteichef Berlinguer persön-
lich überbrachte Ho Tschi Minh im Dezember 
1966 eine Botschaft des Papstes, in der dieser 
seine guten Dienste anbot, um Friedensge-
spräche zwischen den USA und Nordvietnam 
einzuleiten50). Ein weiteres Mal wurde die 
KPI in dieser Sache im Vorfeld der Pariser 
Vietnamkonferenz aktiv: Im Rahmen des 24. 
Parteitages der KP
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dSU (Februar/März 1971) 
übergab der nordvietnamesische Außenminister 
Nguyen Duy Trinh der KPI-Delegation eine 
erste Liste der amerikanischen Gefangenen, 
die von dieser über die italienische Regierung 
nach Washington weitergeleitet wurde ). Da-
mit hatten die italienischen Kommunisten nicht 
wenig dazu beigetragen, „bestimmten Forde-
rungen der amerikanischen Öffentlichkeit ent-
gegenzukommen“ 52)  und das Klima für Frie- 
desverhandlungen zu verbessern.

‘°) l’Unit, 16. 2. 1968, S. 11.
"j Angelo Oliva, a. a. O., S. 22 (Anm. 14).
50) Am ausführlichsten dazu Paese Sera, Rom, 21. 2. 
1973, S. 1 und 7, und 24. 2. 1973, S. 9.
S1) Paese Sera, 21. 2. 1973, S. 1 und 7.
6f) So der KPI-Vorsitzende Luigi Longo in einem 
Interview mit Rinascrita (Rom), Nr. 22, 28. 5. 1971, 
S. 1—4, hier S. 4.
63) Vgl. dazu meine Untersuchung: Im Vorfeld der 
neuen Ostpolitik. Der Dialog zwischen italienischen 
Kommunisten und deutschen Sozialdemokraten 
1967/68, in: Osteuropa, Nr. 6, Juni 1971, S. 388 
bis 399.

Bei der zweiten, bekannteren Initiative der 
KPI handelt es sich um die multilaterale Par-
teiendiplomatie, die sie um die Jahreswende 
196
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7/68 zwischen der SPD einerseits sowie SED 

(und KPdSU) andererseits einleitete ). Aus-
schlaggebend für die Aufnahme dieser Kon-
takte war die Erkenntnis, daß das ungelöste 
Problem der deutsch-deutschen Beziehungen 
den gesamten Entspannungsprozeß in Europa 
zu blockieren drohte. In einer kurzen, aber 

intensiven bilateralen Kontaktrunde suchte die 
KPI die deutschlandpolitischen Positionen der 
Bonner Sozialdemokraten und der Ost-Berli-
ner Kommunisten auszuloten, in der Hoffnung, 
sie einander näherzubringen, das „alte Miß-
trauen zwischen Ost und West zu überwin-
den" 54) und durch eine Entspannung im Her-
zen des Alten Kontinents das große Gespräch 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa endlich in Gang zu setzen. Sicher wird 
man diese KPI-Initiative in ihrer Wirkung 
nicht überwerten dürfen. Immerhin, als schließ-
lich die sozialliberale Koalition ihre Öffnung 
nach dem Osten einleitete, brauchte sie nicht 
beim Nullpunkt anzufangen: Die italienischen 
Kommunisten hatten als unabhängige und 
selbstbewußte Diplomaten bereits eine gewisse 
Vorarbeit geleistet.
Wie aber sehen die europapolitischen Neuord-
nungsvorstellungen aus, die die KPI mit ihren 
Entspannungsinitiativen verbindet? Natürlich 
unterstützte die Partei die Ziele ihrer regie-
renden Bruderparteien, in Abmachungen mit 
der Bundesrepublik den territorialen Status 
quo vertraglich zu verankern. Es versteht sich 
auch, daß sie für eine verstärkte gesamteuro-
päische Zusammenarbeit auf den verschieden-
sten Gebieten und Ebenen eintritt. Deutliche 
Unterschiede zu den Konzeptionen der KPdSU 
zeigen sich erst, wenn man die Vorstellungen 
der KPI zur Stellung Italiens in der Atlanti-
schen Allianz sowie zur zukünftigen Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaft ins Auge 
faßt.
Ausgangspunkt der KPI-Konzeption für eine 
dynamische Entspannungspolitik in Europa 
sind zwei Überlegungen. Die erste Überlegung, 
die stark von den Thesen Kissingers beeinflußt 
ist, geht davon aus, daß bei fortbestehender 
militärischer Bipolarität die jahrzehntelange 
politische Hegemonie der USA über die west-
liche Welt in eine Krise geraten ist und vor al-
lem die Westeuropäer an Eigengewicht ge-
wonnen haben. Politisch und wirtschaftlich sei 
die Welt in eine „polyzentrische" Phase ) 
eingetreten, in der auch die kleineren Staaten 
über verstärkte Artikulationsmöglichkeiten 
verfügten: „Die Annäherung (zwischen den 
USA und der Sowjetunion, d. Verf.) ist sicher-
lich notwendig und sogar unerläßlich. Sie ist 
jedoch nicht ausreichend, weil die Welt von

M) So die KPI-nahe Illustrierte Vie Nuove, Rom- 
Nr. 48, 2. 12. 1970, S. 39.
“) So der Chefreporter der Unit, Giuseppe 5ond 
in: l’Unit, 14. 3. 1971, S. 3. Ähnlich der Leiter« 
Internationalen Abteilung der KP Spaniens, Ma 
Azcärate. Er spricht in einem Bericht an da 
von einer „Multipolarisierung des internationdtes 
Lebens“, in: Nuestra Bandera (Madrid), V 
Quartal 1973. 



heute etwas sehr viel anders ist als eine Art 
von Wettkampf zweier Kontinente, dem eine 
Zuschauermasse von der Tribüne aus zusieht. 
Außerdem könnten weder die USA noch die 
UdSSR weiterhin für sämtliche kapitalistischen 
oder sämtliche sozialistischen Länder sprechen, 
selbst wenn dies in ihrer Absicht läge. Die 
Realität ist weit davon entfernt und ziemlich 
anders, auf der einen wie auf der anderen 
Seite ... Immer stärker erhebt sich die Forde-
rung nach Teilnahme, immer deutlicher wird 
die Ablehnung, anderen die Bestimmung des-
sen zu übertragen, was auch — sei es direkt 
oder indirekt — das eigene Schicksal be-
rüh 6).rt5').
Angesichts dieser Entwicklung handelt es sich 
für die KPI ebenso wie
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 für Kissinger darum, 
,ein bestimmtes Ordnungskonzept in einer 
Welt auszuarbeiten, die militärisch bipolar und 
politisch multipolar ist" ).
Die zweite Überlegung der KPI relativiert die-
sen Trend zu einem multipolaren Beziehungs- 
system insofern, als sie davon ausgeht, daß 
sowohl die USA als auch die Sowjetunion an 
einer echten Autonomie ihrer Verbündeten 
nicht interessiert sind. Gerade die jüngste Pha-
se der Entspannungspolitik in Europa hat der 
KPI zufolge gezeigt, daß zwischen den Super-
mächten grundsätzliches Einvernehmen darin 
besteht, auf die Unterstützung zentrifugaler 
Tendenzen im jeweils anderen Block zu ver- 
tichten. Dafür sei der Fall Rumäniens ein gu-
tes Beispiel: Während die westliche Presse die 
eigenständigen rumänischen Positionen auf der 
KSZE mit Beifall bedenke, versage ihr die 
westliche Diplomatie jegliche Hilfe. Umge-
iehrt habe Frankreich seine eigenständige Prä-
senz auf internationaler Ebene reduziert58 ). 
Für die USA bedeute, so die KPI-Führung, die 
Theorie der „Multipolarität" nichts anderes 
ds die Suche nach neuen Formen der Hegemo- 
M, um die vor allem durch den Vietnamkrieg 
yerursachten Schwierigkeiten zu überwinden; 
Kissingers Aufruf zum Abschluß einer neuen 
Atlantikcharta unterstreiche, daß die USA auf 
ihre Führungsrolle im westlichen Lager nicht 
yerzichten

56)

 wolle. Doch auch die „sozialistische 
Melt (gemeint ist die Sowjetunion) habe — 
we die militärische Intervention in der Tsche- 
„oslowakei zeige — „keine hinreichend über- 
zeugenden Beweise für die Annahme geboten, 
ddie sozialistischen Länder ernsthaft die Ab- 

hätten, eine Offensive zur Überwindung 

sergio Segre, II ruolo dell’Italia fra il „con- 
tri™ ■ 1 due Grandi e le spinte verso il policen- 
i H ' iniRinascita, Nr. 43, 30. 10. 1970, S. 23. 
esvenry Kissinger, American foreign policy, Three 
i an' Lo ndon 1969, hier zitiert von Angelo Oliva, 
#“0.S. 30 (Anm. 14).

59) Oliva, a. a. O., S. 21 (Anm. 14).
60) Ebenda.
61) Segre, a. a. O„ S. 94 f. (Anm. 3).
62) Ebenda.
63) So Politbüromitglied Carlo Galluzzi, in: Rinas- 
cita, Nr. 38, 27. 9. 1968, S. 1.58)egre, a.a.O„ S. 93 f. (Anm. 3). 

der militärischen Blöcke einzuleiten“ 59 ). Diese 
starre Haltung der Sowjets wurzele nicht nur 
in der Furcht vor den Chinesen, deren Propa-
ganda zur Auflösung der Blöcke sich in den 
Augen Moskaus als antisowjetische Operation 
darstelle, sondern habe ihre Ursache auch in 
den Wunsch, „von der Stärke zu profitieren, 
die darin liegt, den USA in den Verhandlun-
gen als ein B 60lock gegenüberzutreten" ).
Aufgrund dieser Situationsanalyse kam die 
KPI-Führung zu dem Ergebnis, „daß die bei-
den Militärbündnisse — mögliche Transforma-
tionen und Modifikationen nicht ausgeschlos-
sen — sowie vor allem die beiden ,Atomschir- 
me‘ weiterbestehen werden" und daß „der 
Prozeß des Aufbaus eines Systems der Sicher-
heit, Zusammenarbeit und Entspannung noch 
geraume Zeit in Anspruch nehmen wird"61 ). 
Mit anderen Worten: Die KPI-Führung mußte 
eine eigene, neue „Westpolitik“ entwickeln 
und dabei insbesondere die „militärischen und 
strategischen Probleme“ in Rechnung stellen. 
Denn „eine Partei, die wie wir eine Regie-
rungspartei sein und auf die nationale und in-
ternationale Lage einwirken will — eine sol-
che Partei darf niemals die eigenen Wünsche 
mit der Realität und die Realität mit den eige-
nen Wünschen verwechseln. Sie muß von einer 
realistischen und absolut ernsthaften Einschät-
zung des Kräfteverhältnisses ausgehen. An-
dernfalls kann sie zwar Propaganda bet
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reiben, 
aber nicht auf die politische Lage einwirken 
oder sie verändern." )
Das Charakteristische dieser neuen Westpoli-
tik der KPI liegt also darin, daß sie von einer 
symmetrischen Lösung bei der Blocküberwin-
dung in Europa ausgeht. Auf Osteuropa bezo-
gen bedeutete das für sie die Forderung an die 
Sowjets, die „fatale Logik“ aufzugeben, „jedes 
neue Gleichgewicht, jedes Abgehen von ver-
festigten Positionen im Innern und in den in-
ternationalen Beziehungen als eine potentielle 
Gefahr für die Stabilität und die Sicherheit 
des Blockes" anzusehen und als „wichtigster 
Garant des Systems" die Hegemonie über die 
anderen Blockstaaten weiter auszudehnen63). 
Die Logik der Blöcke — so Luigi Longo — hat 
„auch innerhalb der Bündnisgemeinschaft der 
sozialistischen Staaten“ seine Auswirkungen 
gehabt: „Diese Logik also ist es, die durchbro-
chen werden muß, wenn man auf europäischer 
Ebene sowie im Innern eines jeden Landes 
neue Bedingungen für den demokratischen 
Fortschritt und die demokratische Erneuerung 



schaffen will. Dies ist neben den anderen Pro-
blemen der Kernpunkt der Beziehungen zwi-
schen den sozialistisc
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hen Staaten und in ihrem 

Innern.“ )
Im Blick auf die Haltung der KPI zum west-
lichen Bündnis bedeute das umgekehrt, sich auf 
den Boden der Realitäten zu stellen und die 
Einbindung Italiens in die NATO zu akzeptie-
ren. Trotz erheblicher Widerstände vor allem 
in den unteren und mittleren Rängen ist dies 
inzwischen zur offiziellen Linie der Partei ge-
worden. Noch auf dem XII. Parteitag vom Fe-
bruar 1969 hatte Generalsekretär Longo nicht 
nur scharfe antiamerikanische Töne angeschla-
gen, sondern darüber hinaus einen verstärkten 
Kampf für den Austritt aus der damals zur Re-
vision stehenden Atlantischen Allianz ange-
kündigt und die Losung ausgegeben: „NATO 
raus aus Italien, Italie 65n raus aus der NATO )." 
Die Alternative der Parteiführung lief damals 
auf eine Politik der aktiven Neutralität Ita-
liens außerhalb der Blöcke nach jugoslawi-
schem Muster hinaus 66).

°64) Luigi Longo, Bericht an das ZK der KPI, in: 
l'Unitä, 28. 8. 1968, S. 1 und 3 f„ hier S. 4.
65) Das Referat Longos in l'Unitä, 9. 2. 1969, S. 
5—9, hier S. 7.
66) Vgl. dazu den Kommentar von Politbüromit-
glied G. C. Pajetta anläßlich des Tito-Besuchs in 
Italien, in: l'Unitä, 25. 3. 1971, S. 1.
67) A. a. O„ S. 91 (Anm. 3).
68) Der Bericht in l'Unitä, 14. 3. 1972, S. 1, 7—11,
hier S. 8.

Schon wenige Jahre später jedoch forderte der 
Leiter der Internationalen Abteilung, ZK- 
Mitglied Sergio Segre, realistisch über das 
Verhältnis Italiens zu den USA nachzudenken: 
Die Amerika-Politik der KPI dürfe sich nicht in 
Demonstrationsparolen wie „Henker Nixon" 
erschöpfen oder sich damit begnügen, Bezie-
hungen zu den Kräften des „anderen Ameri-
ka“ anzuknüpfen — Minderheitskräften, die 
zudem in einer tiefen Krise steckte 67n ). Auf dem 
XIII. Parteitag vom März 1972 ließ Berlinguer, 
der bei dieser Gelegenheit zum Nachfolger 
Longos als KPI-Generalsekretär gewählt wur-
de, erstmals die Bereitschaft der Partei durch-
blicken, ihre Einstellung zur NATO zu über-
prüfen. Wörtlich erklärte er: „Selbst die Diver-
genzen (der KPI zur DC, d. Verf.) in der Frage 
des Atlantikpakts und der damit verbundenen 
politischen und militärischen Probleme können 
heute dynamisch, als nicht mehr in dem sta-
tischen Bezugsrahmen des kalten Krieges 
betrachtet werden. Sogar die — entscheiden-
de — Frage der Überwindung des Subordina-
tionsverhältnisses, das unser Land an die 
NATO bindet
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, kann man nicht mehr auf die 
einfache Stellungnahme für oder gegen den 
Militärpakt reduzieren.“ )

Auf dem ZK-Plenum vom Dezember 1974 
brachte Berlinguer in seiner Rede zur Vorbe-
reitung des XIV. Parteitags (März 1975) al 
diese Überlegungen zu einem gewissen Ab-
schluß. Er wiederholte die Absicht seiner Par-
tei, nicht den einseitigen Austritt Italiens aus 
der NATO zu betreiben. Darüber hinaus 
mahnte er die KPI eindringlich, bei allen Ent-
spannungsbemühungen in Europa „mit großer 
Aufmerksamkeit und starkem Realitätssinn' 
das militärstrategische Gleichgewicht zwischen 
den Blöcken in Rechnung zu stellen. Die Über-
windung der Blöcke könne nur das Ergebnis 
der Entspannung sein, nicht aber ihre Voraus-
setzung: „Die vollständige Auflösung der 
Blöcke erscheint in einer solchen Perspektive 
als ein voraussichtlich nicht sehr naher Schluß-
punkt der Entspannung. Das Ziel der Blockauf-
lösung als eine Voraussetzung der Entspan-
nung setzen zu wollen würde hingegen bedeu-
ten, es unmöglich zu machen. Dies würde den 
umfassenden Prozeß in Richtung auf Entspan-
nung und Zusammenarbeit vielmehr kompli-
zieren und 69 verlangsamen." )
In diesen Rahmen fügen sich die westeuropa-
politischen Konzeptionen der italienischen 
Kommunisten nahezu fugenlos ein. Hier kann 
nicht auf die einzelnen Etappen ihres EG- 
Adaptionsprozesses sowie dessen innen- und 
wirtschaftspolitische Motivierung eingegangen 
werden70 ). Nur soviel sei festgehalten: Nach 
einer ersten Phase der Ablehnung setzte sich 
in der KPI-Führung die Ansicht durch, daß die 
Westeuropäer den kommenden wirtschaftli-
chen Herausforderungen (Multinationale Kon-
zerne) und politischen Prüfungen (Druck der 
Supermächte) nur gemeinsam begegnen kön-
nen. Für die italienischen Kommunisten wurde 
die Ausweitung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion zu einer politischen Union mit su-
pranationalen Institutionen und Befugnissen 
geradezu zu „einer Bedingung der Unabhän-
gigkeit der europäischen Staaten" überhaupt71) 
Sie plädieren daher — so Politbüromitglied 
Giorgio Amendola auf der Brüsseler Konferenz 
der westeuropäischen kommunistischen Par-
teien vom Januar 1974 — für den Ausbau
69) La relazione di Berlinguer in preparazione del 
XIV. congresso des PCI, in: l'Unitä, 1 1. 12. 19701 
S. 7—14, hier S. 10.
70) Vgl. dazu meine Untersuchung Westeuropa 
Kommunisten und die Europäische Gemeinscha ! 
Phasen und Perspektiven eines Adaptionsprozes-
ses, in: Beiträge zur Konfliktforschung, Köln, Nr. , 
1972, S. 5—38, sowie die demnächst erscheinende 
Berliner Dissertation von Manfred Klaus, Die Grun 
de für das veränderte Verhalten des PartitoComi. 
nista Italiano gegenüber der Europäischen Gemen, 
schäft. Ein Beitrag zum Verhalten nichtsystem 0 
former Gruppen zu nationalem und supranato 
lern Überbau.
7) Sergio Segre, Le Monde, 25. 1. 1974, S. 2.



,einer demokratischen multinationalen Orga-
nisation, die die Probleme anpackt, zu deren 
Lösung sich die einzelnen Nationalstaaten 
außerstande sehen: Währungskrise, Kapital-
zirkulation, Kontrolle der multinationalen Ge-
sellschaften, Energieproblem, Umweltzerstö-
rung et 72c.“ )
Die Vorstellungen der Spanier, die nicht nur 
der amerikanischen, sondern auch der sowjeti- 
schen Westeuropapolitik kritisch gegenüber- 
stehen, gehen in eine ähnliche Richtung. In 
einer von den Sowjets später scharf kritisier-
ten programmatischen Rede vor dem ZK be-
tonte M. Azcarate, Mitglied des Exekutivko-
mitees (= Politbüros): „Wir wollen ein Eu-
ropa, das nicht der Hegemonie irgendeiner 
Großmacht unterliegt und das nicht in atlan-
tischer Unterordnung lebt, sondern das gute Be-
ziehungen mit den Vereinigten Staaten, mit 
Rußland (sic!), China und mit den anderen 
Ländern unterhält ... Wir wollen ein unab-
hängiges Europa, das Europa der Völker und 
Arbeiter, ein demokratisches und sozialisti-
sches E 73uropa.“ )
Wie aber sieht in den Augen der KPI die Zu-
ordnung einer solchen supranational organi-
sierten Europäischen Gemeinschaft aus und 
welche Rolle spielt sie im Entspannungsprozeß 
zwischen den Supermächten? Hier könnte eine 
Reihe von Stellungnahmen hoher Parteiführer 
zu der Ansicht führen, die KPI (wie auch die 
KPSp) strebe für ein vereinigtes Westeuropa 
die Position einer „Dritten Kraft" zwischen 
den Supermächten an. Als Ansatzpunkt für 
eine solche Interpretation sei hier nur auf 
Berlinguers Vision der „weltweiten Rolle eines 
demokratischen, unabhängigen und friedlichen 
Westeuropa“ verwiesen, „das weder antiso-
wjetisch noch antiamerikanisch ist, sondern 
Beziehungen der Freundschaft und der Zu-
sammenarbeit mit dies
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anknüpft“ ).
Schaut man jedoch genauer hin, so zeigt sich, 
daß die KPI-Führung das Konzept einer „Drit-
ten Kraft“ für Westeuropa als unrealistisch 

ansieht. In ausdrücklicher Übereinstimmung 
mit einer einschlägigen europapolitischen 
Langfriststudie des Moskauer Instituts für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehun-
gen 75)  hält sie extreme Entwicklungen in Eu-
ropa — eine Rückkehr zum kalten Krieg einer-
seits bzw. eine Auflösung der Blöcke anderer-
seits — für wenig wahrscheinlich. Realistischer 
sei das dritte sowjetische Perspektivmodell 
der Ost-West-Beziehungen in Europa, das eine 
Fortsetzung der gegenwärtigen Trends hin-
sichtlich politischer, wirtschaftlicher und rü-
stungsbegrenzender Abkommen prognostizie-
re. Diese Hypothese, die „von einem Entwick-
lungsprozeß im gegenwärtigen Rahmen (eine 
oder mehrere europäische Sicherheitskonfe-
renzen, Truppenreduzierung, Vervielfachung 
des Handels und der wirtschaftlichen, wissen-
schaftlichen und technologischen Zusammen-
arbeit) ohne eine wesentliche Veränderung 
des europäischen politischen Rahmens in die-
sem Jahrzehnt" ausgehe — diese Hypothe
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se 
beruht Segre zufolge auf einer „logischen und 
überzeugenden Analyse“ ).
Unter diesen Bedingungen zielt die Westeu-
ropapolitik der KPI zwar durchaus auf eine 
verstärkte wirtschaftliche, politische und letzt-
lich auch militärische Emanzipation von den 
USA. Amendola beispielsweise erkannte die 
Schaffung einer gemeinsamen westeuropä-
ischen Verteidigungspolitik als reale Aufgabe 
an, und zwar „in dem Maße, in dem die Ge-
meinschaft ihre Autonomie gegenüber den 
Vereinigten Staaten zu sichern sucht“ 77). 
Diese Politik ist aber nicht auf einen radikalen 
Bruch aller traditionellen wirtschaftlichen und 
politischen Beziehungen zu den USA angelegt. 
Vielmehr ist es nach Auffassung der KPI Auf-
gabe der weiter zusammenwachsenden Euro-
päischen Gemeinschaft, im Rahmen des west-
lichen Bündnisses ihr wachsendes politisches 
Gewicht einzusetzen, um durch eigene Initia-
tiven beispielsweise in der Nahostfrage oder 
im Hinblick auf Probleme der europäischen 
Sicherheit und Zusammenarbeit zur globalen 
Entspannung beizutragen.

IV. Perspektiven aus westlicher und östlicher Sicht
Zieht man die Summe aus diesen Ergebnissen, 
so ist gar keine Frage, daß eine kommuni- 
stische Regierungsbeteiligung in einem der er- 
Gähnten Länder die sicherheitspolitische Lage

3 IUnit, 28. 1. 1974, S. 5.
1973,5sue Azcrate, in: Nuestra Bandera, Nr. 4, 

" Berlinguer auf der Brüsseler Konferenz west- 
57 OPäischer kommunistischer Parteien, in: l'Unitä, 27, 1. 1974, S. 15.

des westlichen Bündnisses erheblich kompli-
zieren und zu neuen Überlegungen herausfor-
dern würde. Ein Mann wie der stellvertretende 
italienische Ministerpräsident und Führer der

75) Vgl. dazu meinen Aufsatz: Stabilität oder Revo-
lution? Moskau, die Krise in Westeuropa und die 
westeuropäischen Kommunisten, in: Osteuropa, Nr. 
11—12, 1974, S. 824—832.
”) A. a. O„ S. 93 (Anm. 3).
77) Rinascita, Nr. 47, 30. 11. 1973, S. 2. 



linksliberalen Republikaner La Malfa, der den 
italienischen Kommuni
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sten mit Blick auf die 
Innenpolitik mittlerweile die »demokratische 
Reife“ attestierte ),  hält aus außen- und 
sicherheitspolitischer Sicht einen Regierungs-
eintritt selbst der KPI — der „proatlantisch- 
sten" also unter den Westkommunisten — 
noch immer für ein unwägbares Risiko, weil er 
weitere Elemente der Unsicherheit in das west-
liche Bündnis hineintragen und das machtpoli-
tische Gleichgewicht zwischen Ost und West 
weiter zugunsten des Ostens verschieben 
würde. Schließlich ist die NATO und ihr Ver-
hältnis zu den USA schon heute geradezu 
durch einen Mangel an Kohäsion, Festigkeit 
und Zuverlässigkeit charakterisiert, und das 
jetzige Beispiel Portugals zeigt zumindest eine 
weit größere Elastizität der Atlantischen Al-
lianz und der amerikanischen Führungsmacht, 
als sie bisher auf der Seite des Warschauer 
Pakts und der sowjetischen Führungsmacht 
festzustellen waren. Eine echte Symmetrie 
wäre dann erreicht, wenn Westeuropas Kom-
munisten damit begännen, für eine Föderation 
der osteuropäischen Mittel- und Kleinstaaten 
einzutreten, wie sie beispielsweise Tito, Dimi- 
troff und irgenwann einmal auch Gomulka vor-
schwebte, d. h. für eine Föderation, die eher 
imstande wäre, mit der sowjetischen Füh-
rungsmacht auf gleichem Fuß zu verhandeln. 
Wenn hier auf den Aspekt des Risikos für den 
Westen nicht näher eingegangen wird, so des-
halb, weil er oft genug geschildert und be-
leuchtet wurde, keineswegs jedoch, weil er 
übersehen oder verharmlost werden soll.
Hier soll einmal umgekehrt auf zwei Punkte 
hingewiesen werden, die einen kommunisti-
schen Regierungsantritt wenigstens in zwei 
Fällen nicht ganz so negativ erscheinen lassen, 
wie das bei uns — anders als in weiten Krei-
sen unserer Partnerländer — meist geschieht. 
Zum einen ist zu bedenken, daß diese Par-
teien, die einen großen Teil der arbeitenden 
und sozial schwachen Schichten ihres jeweili-
gen Landes vertreten, durch eine konstruktive 
Mitarbeit zur sozialen und wirtschaftlichen 
Stabilisierung der südwestlichen Flanke der 
westlichen Gemeinschaft sowie zur Moderni-
sierung der administrativen und wirtschaft-
lichen Strukturen der einzelnen Staaten bei-
tragen könnten. Das erwarten im Blick auf die 
KPI beispielsweise so einflußreiche Industri-
elle wie der eingangs zitierte Aurelio Peccei 
oder FIAT-Chef Giovanni Agnelli, der gleich-
zeitig Vorsitzender des italienischen Indu-
striellenverbandes Confindustria ist. Und 
wenn man dem KPSp-Generalsekretär San- 78

78) Vgl. Corriere della Sera, Mailand, 22. 2. 1975,
S. 2.

tiago Carrillo Glauben schenken kann, so we 
s
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en die Vorstellungen auch des moder 
denkenden spanischen Unternehmertums i 
ähnliche Richtung ).
Zum anderen würde eine Regierungsbeteili 
gung der italienischen und — nach einer durch 
aus möglichen Umwälzung — auch der spani 
sehen Kommunisten das politische und mili 
tärische Gleichgewicht zwischen Ost und Wes 
nicht ohne weiteres aus dem Lot bringen: Dii 
italienischen und spanischen Kommunisten ge 
hen heute von der Notwendigkeit eines paral 
leien und gleichgewichtigen Abbaus der Blockt 
aus und wollen darüber hinaus der (west-
europäischen Einigung neue Impulse geben 
In Abwandlung eines Lenin-Wortes meinte 
das Organ der links von der KPI abgespalte 
ten Manifesto-Gruppe dazu sarkastisch, dai 
die Arbeiterklasse, wie in so vielen Fällen 
mit der Belebung des europäischen Gedankens 
nur etwas aufgegriffen habe, was vom Bür' 
gertum längst fallengelassen worden sei80 ).
Bei den portugiesischen, griechischen und 
französischen Kommunisten liegen die Dinge 
komplizierter. Ihre Vorstellungen zur Block-
auflösung hätten eine einseitige Schwächung 
des Westens zur Folge, und soweit sie zu 
sicherheits- und entspannungspolitischen Kon-
zessionen bereit sind, lassen sie sich in hohem 
Maße von taktischen Erwägungen leiten. Was 
die Haltung der KP Portugals angeht, so wird: 
viel vom zukünftigen Kräfteverhältnis im Lan-
de abhängen; im Gegensatz zu einer Reihe 
anderer Punkte war die sicherheitspolitische 
Lage sowie die zukünftige Haltung zur NATO 
bis jetzt noch nicht Gegenstand von Kontro-
versen der in der Regierung vertretenen 
Kräfte. Die Haltung der KPF wirkt weniger 
dramatisch, wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß sie sich in Einklang befindet mit bestimm-
ten Traditionen der französischen Außenpoli-
tik und ihren spezifischen gaullistischen Aus-
prägungen. Auch hier wird das Kräfteverhält-
nis in einer möglichen zukünftigen Linksregie-
rung eine wichtige Rolle spielen: Solange die 
Sozialisten die entscheidenden Hebel in der 
Hand halten — und vieles spricht dafür, daß 
die Wähler einer linken Alternative nur dann 
mehrheitlich das Vertrauen aussprechen wer-
den, wenn diese Voraussetzung erfüllt ist —, 
wird den Kommunisten keine andere Wahi 
bleiben, als sich den außenpolitischen Leit-
linien der Sozialisten anzuschließen.

79) Possibile in Spagna superare senza violenza 
regime franchista, Interview mit Rinascita, N ■ 
6. 9. 1974, S. 3 f.
80) II Manifesto, 27. 1. 1974, zitiert nach Mannen 
Steinkühler, Die Konferenz der kommunistsiand 
Parteien Westeuropas in Brüssel, in: Deutsch 
Archiv, Nr. 4, 1974, S. 394—503, hier S. 394.



Nicht nur für den Westen, sondern auch für 
die östliche Vormacht Sowjetunion würden 
sich indes komplizierte Probleme ergeben, 
wenn im Zeichen wachsender Entspannung die 
französischen, italienischen oder spanischen 
Kommunisten an die Macht kämen. Es ist kein 
Zweifel, daß die KPdSU den auf den spezi-
fischen Bedingungen Westeuropas zugeschnit-
tenen Sozialismuskonzeptionen ihrer west-
lichen Bruderparteien nur wenig Positives ab-
gewinnen kann. Sie macht sich nicht nur Sorge 
um die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
dem Westen, die eine relative politische Sta-
bilität des dort bestehenden Systems zur Vor-
aussetzung hat und durch riskante, struktur-
verändernde Experimente nur gestört oder so-
gar unterbrochen werden könnte. Darüber hin-
aus befürchtet sie, ein attraktiver westeuropä-
ischer Sozialismus könne der ideologischen 
und politischen Kontrolle Moskaus vollends 
entgleiten. Sicher nicht zufällig ging sie außer-
ordentlich scharf mit einer Analyse des mehr-
fach zitierten spanischen KP-Führers Azcärate 
ins Gericht, die sich weitgehend mit den euro-
papolitischen Vorstellungen der KPI deckte: 
Er (Azcärate) bingt dabei seine eigene euro-

päische Alternative vor und maßt sich an, 
diese allen komunistischen Parteien der kapi-
talistischen Länder Europas aufzwingen zu 
können. Dieser seiner Alternative haftet aber 
unverkennbar der Anflug des Nationalismus 
an. Er wünscht sich — man höre — ein .de-
mokratisches und sozialistisches" Europa, das 
jedoch in keiner Weise mit der bestehenden 
sozialistischen Staatengemeinschaft verbunden 
ist.“ 8)
Schließlich muß Moskau damit rechnen, daß 
ein Sozialismusmodell, das die bürgerlichen 
Grundfreiheiten in sich aufnehmen und sich 

damit vom Sowjetmodell stark abheben würde, 
beträchtliche Ausstrahlungskraft auf Osteu-
ropa hätte und damit nicht nur in Westeuropa, 
sondern auch in Osteuropa, der eigentlichen 
Basis der sowjetischen Weltmachtstellung, de-
stabilisierend wirken könnte; und dies um so 
mehr, als die Auflösung der Blöcke nach An-
sicht einiger Parteien auch den sowjetischen 
Hegemonialbereich einschließen muß.

Als die Chinesen Ende der fünfziger Jahre 
amit begannen, den Sowjets vorzuwerfen, 

durch die von ihnen praktizierte Form der 
,iedlichen Koexistenz den Klassenkampf ab- 
^schwächen und eine sozialistische Revolu- 
Ln in den kapitalistischen Ländern zu ver- 
ln ern, stießen sie noch auf den energischen

81)Partijnaja Shisn", Moskau, Nr. 4, 1973, S. 54 
Bahd3, ier S. 57. Die Rede Azcärates in Nuestra dndera, a. a. O. (Arun. 73).

Widerspruch der Westkommunisten 8t). Heute 
sehen es die relevanten kommunistischen 
Kräfte Westeuropas anders. Mehr oder weni-
ger offen äußern sie die Befürchtung, daß sie 
die Zeche der sowjetischen Entspannungspoli-
tik bezahlen müssen, und zwar insofern, als 
Moskau die Interessen der revolutionären 
Kräfte (Überwindung des gesellschaftspoliti-
schen Status quo im Westen) Erwägungen der 
sowjetischen Staatsräson (wirtschaftliche Zu-
samenarbeit mit dem Westen) opfert. Auffal-
lend häufig mahnte die außenpolitisch norma-
lerweise moskautreue KPF in den letzten Mo-
naten vor Versuchen, „diesem Teil der Welt 
einen sozialen und politischen Status quo auf-
zuzwingen“ 82). Sie hat dazu in der Tat einigen 
Grund, denn seit über zehn Jahren machen die 
Sowjets keinen Hehl daraus, daß sie dem gaul-
listischen Frankreich den Vorzug vor einem 
Linksregime geben.

82) Siehe beispielsweise die Reden des KPF-Ge- 
neralsekretärs Maurice Thorez und des stellvertre-
tenden KPI-Generalsekretärs Luigi Longo auf der 
zweiten Moskauer Kommunistenkonferenz 1960.
83) So Georges Marchals in einer Rede vor dem 
ZK, in: l’Humanit, 21. 1. 1974, S. 3.
83) Mas problemas actuales del socialismo, in: 
Nuestra Bandera, Nr. 59, 1968.

Am deutlichsten aber verurteilte die KP Spa-
niens die „falsche Konzeption der Koexistenz-
politik", die nach Ansicht ihres Generalsekre-
tärs Santiago Carrillo „in einer bestimmten 
Vorstellung von S
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taatsräson wurzelt und mit 

einer Klassenposition nichts zu tun hat" ). 
Carrillo verwies auf die Gefahren einer „idea-
listischen und metaphysischen" (d. h. im Klar-
text: einer von den Bedingungen des Klassen-
kampfes losgelösten) Koexistenzkonzeption.

Noch immer stehen die großen kommunisti-
schen Parteien Westeuropas im Schnittpunkt 
zweier Welten. Bei einigen von ihnen mehren 
sich freilich die Anzeichen — das unterstrei-
chen nicht zuletzt ihre Konzeptionen zur Ent-
spannung in Europa und die dahinterstehen-
den Motive und Zielsetzungen —, daß sich 
die internationalistischen Bindungen an den 
Osten zunehmend lockern, und zwar zugunsten 
einer verstärkten nationalen und regionalen 
Verankerung im Westen. Angesichts der en-
gen Verflechtungen in Westeuropa sollte man 
diese Parteien auch hierzulande ernst nehmen 
und ihnen den Dialog nicht verweigern: Zu-
mindest die italienischen und spanischen Kom-
munisten befinden sich mitten in einem Adap-
tionsprozeß, und möglicherweise kann der Dia-
log ihnen helfen, diesen beschleunigt zum Ab-
schluß zu bringen.



Peter Lösche: Watergate — Einige Überlegungen zur Krise des amerikanischen
Regierungssystems

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/75, S. 3—15

Die Watergate-Affäre war nur ein Symptom für eine tiefgreifende strukturelle Ver-
änderung des amerikanischen Regierungssystems, die unter der Präsidentschaft Nixons 
ihren Höhepunkt erreichte, in ihr aber nicht ihre Ursache hatte. In ihrem Mittelpunkt 
steht die veränderte Funktion des Präsidentenamtes: Es hat sich von einer mehr subsi-
diär wirkenden Clearingstelle ökonomischer und sozialer Interessen im 19. Jahr-
hundert zu einer in Gesellschaft und Ökonomie intervenierenden und diese stabilisieren-
den Institution im 20. Jahrhundert gewandelt. Dieser Funktionswandel ging mit einer 
Reorganisation im politisch-institutionellen Bereich einher, ohne die die Watergate-Affäre 
nicht zu begreifen ist und die im einzelnen in ihrer Entwicklung dargestellt wird: 1. Zen-
tralisation wirtschaftspolitischer, außenpolitischer und schließlich (unter Nixon) innen-
politischer Entscheidungen im Präsidentenamt (im Executive Oifice und im White House 
Office) und 2. Teilung der Exekutive in zwei Bereiche, nämlich die ministerielle Exekutive 
(permanent government) und das Präsidentenamt (presidential government). Die Water-
gate-Affäre war also Ausdruck und Ergebnis kaum kontrollierter, im Präsidentenamt 
institutionalisierter Machtkonzentration. Gleichwohl hat es zur wachsenden Zentralisa-
tion im Präsidentenamt Gegentendenzen gegeben, die historisch begründet und mit gesell-
schaftlich-ökonomischen Interessen verknüpft eine politisch-institutionelle Kontrolle so-
weit ermöglichten, daß die Watergate-Affäre überhaupt aufgedeckt und ein Präsident 
zum Rücktritt gezwungen werden konnte.

Heinz Timmermann: Westeuropas Kommunisten und die Politik der Entspannung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/75, S. 16—31

Die außen- und entspannungspolitischen Konzeptionen der relevanten kommunistischen 
Parteien Westeuropas, die bis zum Ende des Kalten Krieges fast ausschließlich durch äu-
ßere Faktoren bestimmt waren, orientieren sich seither in wachsendem Maße an dem 
innenpolitischen Ziel, den „friedlichen Weg zum Sozialismus" zu ebnen. Sie sind daher 
stark von den jeweiligen nationalen Traditionen und Bedingungen geprägt, unter denen 
die Parteien wirken. Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, die spezifischen Züge 
der entspannungspolitischen Konzeptionen der verschiedenen kommunistischen Parteien 
Westeuropas (mit dem Schwerpunkt KPF und KPI) herauszuarbeiten.
Die französischen Kommunisten gehen faktisch nach wie vor von einem asymmetrischen 
Entspannungskonzept aus: Eine Stärkung des kommunistischen Blocks soll durch die 
Bemühungen erreicht werden, das westliche Bündnis zu schwächen und die noch be-
stehenden Bindungen des Landes an die NATO vollends zu lösen. Die Entspannungs-
politik der KPI hingegen gründet sich auf die Annahme, daß die Blöcke noch lange 
weiterbestehen und nur in einem langen, parallelen Prozeß abgebaut werden können. 
Aus dieser Sicht will die KPI die NATO akzeptieren und sich darüber hinaus aktiv am 
wirtschaftlichen und politischen Ausbau der EG beteiligen.
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